
mee war 1964 zusammen mit der PLO gegrün-
det worden und sollte ihr als militärischer 
Arm dienen. Obwohl die PLA ursprünglich 
den verschiedenen PLO-Gruppen als Eingreif-
reserve zugewiesen war, standen die Einhei-
ten dieser Palästinenser-Armee stets unter 
dem Oberbefehl der Streitkräfte ihrer jeweili-

gen arabischen Gastländer. Derzeit befinden 
sich PLA-Verbände in Syrien, im Libanon und 
in Ägypten. Das Hauptquartier ist in Damas-
kus. Die PLA verfügt über annähernd 4 000 re-
guläre palästinensische Soldaten, die in drei 
Brigaden und mehrere Bataillione gegliedert 
sind.

Terroristische Operationsweisen und Taktiken gegen Israel

Zur Durchführung von Aktionen in Israel und 
den besetzten Gebieten hat die PLO die be-
troffene .Region in mehrere operative Sekto-
ren zerlegt. Es gibt „Militär"-Komitees für fol-
gende geographische Bereiche: den Raum um 
Jerusalem und die Stadt selbst, Hebron, Nab-
lus, Jenin und den Gazastreifen. Geplant, orga-
nisiert und ausgeführt werden zur Zeit fast 
alle Anschläge von der Arafat-Organisation El 
Fatah. Das hängt mit der Größe dieses Verban-
des zusammen. Allerdings ist die PLO in ihrem 
nahöstlichen Terrorkrieg gegen Israel inzwi-
schen auf dem Status einer reinen Bomben- 
Gang angelangt.
Das „Flair“ einer Guerilla, falls es überhaupt je-
mals so etwas gab, ist längst verblaßt. Die im-
mer undurchdringlicher werdenden Grenzen 
nach Israel, die Frontlinien von Jordanien, Sy-
rien und dem Libanon, erschweren den Palä-
stina-Kommandos die Infiltration in feindli-
ches Gebiet. Geiselnahmen mit für die Fe- 
dayin günstigem Ausgang sind nahezu un-
möglich. Der Auftrag, der den palästinensi-
schen Kommandos vor Beginn einer Opera-
tion erteilt wird, hat deshalb ausschließlich 
das Töten von Israelis zum Ziel. Diesen Wan-
del im taktischen Konzept der Fedayin ent-
nahmen israelische Sicherheitsexperten aus 
erbeuteten Dokumenten und Verhören gefan- 
gener. Terroristen. Auf blutige Weise belegt 
wurde diese jüngste „Variante" durch das Ver-
halten der PLO-Kommandos bei dem An-
schlag vom 22. April 1979 in der israelischen 
Stadt Nahariya. Damals landeten vier Terrori-
sten mit einem Schlauchboot am Strand; sie 
waren aus dem Libanon gekommen. Im Ver-
lauf ihrer Aktion fanden vier Israelis, darunter 
zwei Kinder, den Tod, zwei weitere Zivilisten 
wurden verletzt.
Die bevorzugte taktische Operationsweise der 
verschiedenen Terrorgruppen basiert gegen-
wärtig vor allem auf zwei Elementen: einmal 
dem verstärkten Bemühen, Sprengmaterial 
nach Israel einzuschmuggeln, zum anderen 
tendieren die Kader der Palästinenser dazu, 

Kommandos über das Mittelmeer in das israe-
lische Kernland zu schicken30 ).

30) Die Angaben wie die weiteren Ausführungen 
stützen sich u.a. auf ausführliche Gespräche des 
Verfassers mit israelischen Militärexperten.

Israels Sicherheitskräfte entdeckten allein im 
Jahr 1978 verschiedene „Schwachstellen" im 
Abwehrnetz des Landes, über die es den 
Fedayin gelang, zum Teil große Mengen 
Sprengstoff einzuschleusen. Die logistischen 
Stränge der Waffenschmuggler liefen über 
den Hafen von Haifa und sogar über das Tote 
Meer — hier allerdings ohne aktive Unterstüt-
zung und das Wissen der jordanischen Behör-
den. An den Zielobjekten derartiger Operatio-
nen hat sich in all den Jahren palästinensi-
scher Aktivität gegen den Judenstaat nicht 
viel geändert: Bomben werden bevorzugt auf 
öffentlichen Plätzen deponiert; sie sollen mög-
lichst viele Zivilisten treffen. Armee und Poli-
zei werden in der Regel kaum direkt angegrif-
fen. Entsprechend den Gesetzen des Terrors 
soll die Bombe im Bewußtsein der Bevölke-
rung wirken. Die dabei von palästinensischen 
Gruppen benutzten Sprengkörper verrieten 
zusehends verbesserte „Qualität"; bei den letz-
ten Anschlägen in Israel lag die Zahl der Ver-
letzten und Toten entsprechend höher. Was 
die israelischen Abwehrkräfte bei ihren Be-
mühungen, den Terror zu brechen, mit beson-
derer Sorge erfüllt, ist der taktische Wandel 
innerhalb der Palästinenser-Szene während 
der letzten anderthalb Jahre: heute operieren 
die Kader der Fedayin in immer kleineren 
Gruppen (oft nur 3 bis 4 Leute), wodurch die 
Aufdeckung und Zerschlagung dieser Zellen 
spürbar erschwert wird. Ergriffen die Sicher-
heitsbehörden noch vor drei und vier Jahren 
Terroristengruppen in Stärken von 20 bis 30 
Mitgliedern, so „schwemmt" heute die Fest-
nahme Tatverdächtiger allenfalls ein knappes 
halbes Dutzend weiterer Täter an die Ober-
fläche. Verhöre sind auch nicht mehr so ergie-
big, da im Gegensatz zu alten Gepflogenheiten 
die Gruppenmitglieder einer Terror-Gang 



kaum Kontakt zu anderen Kadern haben. Man 
arbeitet weitgehend auf eigene Faust. Diese 
Entwicklung zeigt Züge der Stadtguerilla und 
enthüllt Strukturen des „subtilen" Terrors 
lateinamerikanischer Guerillos ä la Mari- 
ghella oder der deutschen Szene nach dem 
Schema der „Revolutionären Zellen". Allzu oft 
haben ja in der Vergangenheit bundesrepubli-
kanische Politkriminelle Unterschlupf in der 
palästinensischen Subszene gefunden; deut-
sches „Terror-Know-how" ist in Nahost be-
gehrt31 )- Die Palästinenser schätzen an den 
Europäern die Disziplin, die Intelligenz und 
die zumeist hohen Qualitäten als Instrukteure. 
Außerdem dienen diese nach Rückkehr in ihr 
Heimatland als wertvolle „Anlaufstationen" 
bei der Quartiermache — sie sind logistische 
Schlüsselfiguren bei der Vorbereitung terrori-
stischer Aktionen außerhalb des Nahen 
Ostens. Was die PLO einst den ausländischen 
Genossen beibrachte, fließt — nun sichtbar am 
taktischen Wandel ihrer Operationsweise in 
Israel — nach den Gesetzen des „Dienstlei- 
stungsterrors" in die Kampfkonzeptionen palä-
stinensischer Fedayin zurück. Andererseits 
drückt sich in diesem Wechselspiel taktischer 
Komponenten auch jener Zugzwang aus, dem 
die PLO immer stärker unterliegt. Denn Isra-
els wirkungsvolle Gegenmaßnahmen haben 
die Guerillas gezwungen, stets neue Formen 
des Terrors zu praktizieren. Israels Militärak-
tionen gegen Operationsbasen der PLO in Li-
banon, u. a. die massiven Angriffe der Luftwaf-
fe, bei denen auch stets unschuldige Zivili-
sten den Tod fanden, brachten den jüdischen 
Staat in der Vergangenheit immer wieder ins 
Kreuzfeuer der Kritik durch die internationale 
Öffentlichkeit. Weitgehend unbeachtet blieb 
dabei jedoch in der Weltmeinung die Tatsa-
che, daß die Mehrzahl der PLO-Trainings- 
camps mit Absicht inmitten ziviler Zentren 
aufgebaut wurde, und so bei israelischen An-
griffen der Tod Unschuldiger von den PLO- 
Gruppen bewußt in Kauf genommen wird, um 
ihn propagandistisch auswerten zu können.

31) Als „klassisches" Bild gilt in diesem Zusammen-
hang der Aufenthalt des früheren Rechtsanwaltes 
Siegfried Haag im Südjemen. Haag arbeitete dort als 
Ausbilder in einem Guerillalager.

32) Der Verfasser erfuhr diese Einzelheiten in Ge-
sprächen mit hohen Offizieren der israelischen Ma-
rine.

Seeoperationen von PLO-Kommandos sind 
gegenwärtig eine der am häufigsten prakti-
zierten Taktiken der Palästinenser in ihrem 
nahöstlichen Terrorkrieg gegen Israel. Ver-
antwortlich für dieses operative Konzept ist 
vor allem die Fedayin-Gruppe um Yassir Ara-
fat. Seit den frühen 70er Jahren begann die Fa-
tah mit dem gezielten Aufbau einer Mari-

neeinheit. Sie sollte dem Zweck dienen, Kom-
mandos und Sabotagetrupps auf israelisches 
Territorium von der See her einzuschleusen. 
Ihre Stellung als zahlenmäßig größter Kampf-
verband innerhalb der PLO erlaubte es der Fa-
tah auch, die Ausbildung anderer palästinensi-
scher Terrororganisationen auf dem Marine- 
Sektor zu koordinieren und durchzuführen.

Die Mitglieder der Marine-Einheit werden in 
eigenen Basen der palästinensischen Kom-
mandos trainiert. Die Instrukteure kommen 
u. a. aus Libyen und dem Irak. Aber auch an-
dere arabische Staaten leisten Ausbildungshil-
fe. Schwerpunkt der Kurse ist das Training mit 
kleinen Schlauchbooten, um — zumal bei rau-
her See — die Radarüberwachung und Kü-
stenpatrouillen der israelischen Marine bes-
ser unterlaufen zu können. Voraussetzung für 
derartige maritime Operationen ist eine be-
sonders gute körperliche Verfassung. Entspre-
chend hart ist das Training im Vorfeld geplan-
ter Terroranschläge. Dabei wird besonders die 
Ausdauer der Kampfschwimmer trainiert. 
Vorrangig ist hier die Überbrückung größerer 
Distanzen, die die Schwimmer oft alleine zu-
rücklegen müssen (5 bis 8 km).

Die Kader für maritime Unternehmen der Fe-
dayin bestehen ausschließlich aus Freiwilli-
gen, die in kleinen Trupps (zwei bis drei Män-
ner) zusammenarbeiten.

Marinebasen der PLO befinden sich in West- 
Beirut, in der Nähe von Tripoli im Norden des 
Libanon in einem Flüchtlingslager und im Sü-
den des Landes. Hier liegt die wichtigste Basis 
der Fatah in Dahar el-Burj, an der libanesi-
schen Küste, in unmittelbarer Nachbarschaft 
der Bahnlinie von Beirut nach Tyros. Der 
Stützpunkt befindet sich ca. 10 Kilometer süd-
lich von Sidon und ca. 3 Kilometer von den öl-
tanklagern in Zaharani. Außer dem Marine-
camp unterhalten die Palästinenser in dieser 
Gegend zahlreiche Hochburgen ihrer Kom-
mandos, so u. a. logistische Zentren der ver-
schiedenen Formationen. Das Lager bei Dahar 
el-Burj gilt als bedeutendes Sprungbrett für 
Marine-Operationen der PLO-Guerillas gegen 
Israels Nordsektor. Syriens Hafen zum Mittel-
meer, Latakia, gibt den PLO-Gruppen vor al-
lem logistische Hilfe. Um Israel Gegenschläge 
gegen ihre Marinebasen zu erschweren, wech-
selt die PLO häufig die Standorte dieser Aus-
bildu 32ngszentren ).



Die Ausrüstung der Marinekommandos 
stammt zum größten Teil aus den Arsenalen 
der verschiedenen arabischen Armeen. Eini-
ges unter der Bewaffnung ist auch „hausge-
macht“, zurechtgezimmert in Waffenwerkstät-
ten der Fedayin im Libanon. Zu den Waffen 
und der Ausrüstung der PLO-Marine-Einhei- 
ten gehören u. a. Schnellboote, zahlreiche 
Schlauchboote verschiedener Typen mit Au-
ßenbordmotoren, Tauchgeräte, Unterwasser-
minen. Außerdem sind die Trupps mit Waffen 
für Operationen an Land ausgestattet, so mit 
standardisierten Infanteriewaffen, der sowje-
tischen Panzerabwehr-Rakete vom Typ RPG 7, 
dem ebenfalls aus der Sowjetunion stammen-
dem Sturmgewehr AK 47 (Kalaschnikow), Ma-
schinengewehren, Mörsern, Raketenwerfern 
und Sabotagematerial (Sprengstoff etc.).
Verantwortlich für die Planung und Druchfüh- 
rung maritimer Einsätze der PLO ist ebenfalls 
Khalil el-Wazir (Abu Jihad)33 ). Vor jeder Ak-
tion zur See informiert er persönlich jene 
Trupps, die für die jeweilige Operation ausge-
wählt wurden. Von Abu Jihad erhalten sie 
nachrichtendienstliche Erkenntnisse sowie 
Instruktionen über Ziele und Verhaltenswei-
sen während des Unternehmens.

3 Abu Jihad war im libanesischen Bürgerkrieg 
1976 verantwortlich für die militärischen Operatio-
nen der Fatah; vgl. hierzu H.Vocke, a.a.O., S.73)

So geschah es auch bei dem bisher spektaku-
lärsten Versuch, von der See her den Terror 
nach Israel hineinzutragen.
Am 30. September 1978 versenkte Israels Ma-
rine im Golf von Eilat ein kleines Kanonen-
boot der Arafat-Organisation Fatah und 
brachte die Ladung, sechs bis sieben Tonnen 
Sprengstoff, vor Erreichen des Bestimmungs-
ortes, der Hafenstadt Eilat, zur Explosion. Der 
Auftrag der Terroristen, die vom syrischen 
Hafen Latakia kamen, lautete: Beschießung 
der Stadt Eilat mit Raketen, deren Abschuß-
vorrichtungen an Bord installiert waren, und 
das anschließende „Aufsetzen" des Bootes mit-
samt seinem explosiven Inhalt auf den Bade-
strand der Hafenstadt. Ein Treffer in die dorti-
gen Öldepots hätte eine Katastrophe herbei-
geführt. Die Terroristen-Crew selbst sollte 
sich nach dem Verlassen des Schiffes mit ei-
nem Schlauchboot zum jordanischen Hafen 
Akaba absetzen.
Ausgangspunkt derartiger Unternehmen ist 
z. Z. der Libanon, wo die Fedayin einer stren-
gen Kontrolle durch die Syrer unterliegen. Ein 
Psychogramm der innerpalästinensischen 
Lage bietet derzeit etwa folgendes Bild: die 

PLO, als Dachorganisation, hält ca. 8000 bis 
10000 Soldaten unter Waffen, die in 3 Briga-
den aufgegliedert sind. Sie fungieren als regu-
läre Kampfeinheiten und sind, entsprechend 
bewaffnet und ausgerüstet, im Libanon und in 
Syrien stationiert.
Waffentechnologisch sind die Fedayin unpro-
portional üppig bestückt. Das zur Verfügung 
stehende Potential ist für eine kleine Kampf-
truppe relativ beachtlich. Aus sowjetischen, 
syrischen und libyschen Kanälen fließen die 
Lieferungen in die Hände der Kommandos. 
Neben den „Kleingeräten" wie Faust- und 
Handfeuerwaffen, Sprengstoff und Handgra-
naten, die dem Charakter und der Wirkung 
nach vorwiegend bei Terroraktionen einge-
setzt wurden, besitzt beispielweise die Fatah 
als größter Verband ebenso wie die pro-syri-
sche „Saika"-Formation folgendes Arsenal an 
schweren Waffen — fast ausnahmslos sowje-
tischer Fabrikation:
40 mm Fla-Waffen; 120 mm Raketenabschuß-
geräte; Katyusha-Raketenwerfer mit einer 
Reichweite bis zu 21 km, die immer wieder in 
unregelmäßigen Abständen gegen zivile Ziele 
im nördlichen Israel eingesetzt werden; 106 
mm rückstoßfreie Geschütze;
RPG 2 und 7; Panzer-Abwehrraketengeräte 
des Typs „Sagger"; Boden-Luft-Raketen (SA 7) 
sowie Schützenpanzer aus der Serie BTR 152 
aus sowjetischen Beständen;
hinzu kommen Minen verschiedener Ferti-
gungen. Ferner besitzen die Palästinenser eine 
begrenzte Stückzahl von 155 mm und 130 mm 
Kanonen mit einer Reichweite von 30 km und 
mehr, die ebenfalls sowjetischen Ursprungs 
sind. Israels Nachrichtendienste schätzen die 
Zahl der Kommandos, die zur Selbstaufopfe-
rung bereit sind, auf nicht mehr als 50—80 
Leute. Die meisten von ihnen sind Bewohner 
der Westbank und wurden dort von der PLO 
angeworben. Der Rest rekrutiert sich aus den 
„stehenden“ PLO-Einheiten im Libanon.
Im allgemeinen entspricht der palästinensi-
sche Terrorist nicht dem „Kamikaze"-Typ der 
Japaner. Die Teilnahme an einem „Selbstmord-
raid" nach Israel wird statt dessen in fast allen 
Fällen nur „verbal” verinnerlicht. Als Beleg-
stücke dienten Israels Abwehrkräften jene mit 
Sprengstoff gefüllten „Selbstmordgürtel", die 
das Kommando gegen die Küstenstadt Naha- 
riya am 22. April 1979 trug. Durch Zusammen-
fügen zweier Kontakte hätten sich die Terrori-
sten vor ihrer Festnahme bzw. Tötung selbst in 
die Luft sprengen können. Doch keiner von ih-
nen faßte dazu den Mut.



Die Führer der Terror-Kommandos durchlau-
fen mehrwöchige Trainingskurse in der 
UdSSR und in anderen Staaten des War-
schauer Paktes. Bei der Ausbildung palästi-
nensischer und internationaler Terroristen in 
bestimmten arabischen Ländern gibt es zwei 
Kategorien: einmal Trainingscamps nur für 
Palästinenser, zum anderen Lager, in denen 
ausschließlich Ausländer geschult werden. 
Mitglieder der internationalen Terrorismus-
szene wurden vorwiegend im Südjemen ge-
drillt. Dies hat seinen guten Grund: Die weit-
gehende Abkapselung des Landes gegenüber 
dem Westen erschwert Regierungen und 
Fahndungsbehörden den Zugriff nach den 
dort lebenden Gewalttätern außerordentlich. 
Aufgrund der erheblichen Sprachbarrieren 
kommt es in der Regel so gut wie nie zu einem 
Guerillatraining von gemischten Gruppen aus 
Ausländern und Palästinensern. Erst nach Ab-
schluß der Grundausbildung werden beide Ka-
der zu einem mehrwöchigen Marxismus-Lehr-
gang im Libanon zusammengezogen.
Trotz dieser Querverbindungen der Palästina- 
Guerillas in alle Welt, blieben „Erfolge" der ter-
roristischen Strategie weitgehend aus. En-
tebbe und Mogadischu sind Meilensteine auf 
dem Weg der Bekämpfung des Terrorismus. In 
Nahost selbst zerreißt Israels Abwehr stets 
von neuem das oft erst frisch geknüpfte opera-

tive Netz der Fedayin. So platzte auch jener 
klug eingefädelte Coup der PLO vor der Aus-
führung, der eine bis dahin unbekannte takti-
sche Spielart palästinensischer Bewegungen 
darstellt. Mit der Festnahme des 32jährigen 
Yosef Nidam faßte die Polizei im letzten Jahr 
erstmals einen jüdischen Bürger des Staates, 
der aktiv mit den Terror-Organisationen kol-
laborierte. Nidam konspirierte mit einer palä-
stinensischen Gruppe, die eine 50 kg schwere 
Bombe im Zentrum Jerusalems deponieren 
wollte. Er hatte den Sprengstoff über die liba-
nesische Grenze nach Israel gebracht. Die Ge-
genleistung der PLO für diese Tat soll fürstlich 
gewesen sein. Als „Judaslohn" bot die Befrei-
ungsorganisation 1 Million israelischer Pfund 
(damals knapp 100 000 Mark).
Von 1965 bis heute gab es in Israel und in den 
besetzten Gebieten insgesamt 11 000 An-
schläge oder Versuche zu terroristischen Ge-
waltakten. Fast 700 Israelis fanden dabei den 
Tod. Die Zahl der bei Zusammenstößen mit 
den Sicherheitskräften Israels getöteten Ter-
roristen ist fünfstellig, nahezu 3 000 sind in is-
raelischer Haft. Ausgeglichen wird die hier of-
fenkundige militärische Schwäche der palästi-
nensischen Kommandos gegenüber Israel je-
doch durch die nach dem Sturz des Schah voll-
zogene Partnerschaft zwischen der PLO und 
dem Khomeini-Regime.

II. Der Umsturz im Iran:
Die Allianz zwischen Khomeini und Arafat
Seit dem Sturz des Schah-Regimes mehren 
sich in westlichen Presseorganen Berichte, de-
nen zufolge die iranische Revolution auch auf 
die politischen Verhältnisse in den arabischen 
Ölländern Einfluß nehmen wird. Die Interde-
pendenz von Öllieferungen und Nahostkon-
flikt ist für die westliche Energieversorgung 
ein unkalkulierbares Risiko. Schon schloß Sau-
di-Arabiens Ölminister, Scheich Ahmed Sali- 
el Yamani, Sabotage auf Raffinerien und Ver- 
sorgungslinien durch radikale Palästinenser-
gruppen nicht mehr aus: „Die Palästinenser 
werden immer verzweifelter, und ich wäre 
nicht überrascht, wenn sie eines Tages einen 
oder zwei Supertanker in der Straße von Hor-
muz versenken würden, um die Welt zu zwin-
gen, etwas gegen ihr Los und gegen Israels 
Aufsässigkeit zu unternehmen."34 ) •

34) Nach: Wirtschaftswoche, Nr. 28 v. 9. Juli 1979, 
S. 32.

Diese Vorstellungen könnten angesichts des 
neuen Bündnisses zwischen der PLO und den 

revolutionären Kräften um den Ayatollah 
Khomeini in der Tat schon bald ihren jetzt 
noch visionären Charakter verlieren. Denn die 
tiefgreifenden Veränderungen im Iran favori-
sieren eindeutig die harte Linie der arabischen 
Politik gegenüber Israel.
Mit den sofort nach dem Sturz des Schah ein-
geleiteten aggressiven politischen Maßnah-
men gegen Israel dankte die einstige iranische 
Opposition den Palästinensern für die in den 
zurückliegenden Jahren geleistete Unterstüt-
zung. Der Besuch des Sunniten Arafat beim 
Schiitenführer Khomeini ließ Vergangenes 
deutlich werden und zeichnete, wenngleich 
vorerst noch schemenhaft, Künftiges schon ab: 
Er komme nach Teheran wie in das eigene 
Haus, hatte Arafat nach seiner Ankunft in der 
persischen Metropole verkündet. Dies war 
eine Verbeugung vor Khomeini, verknüpft mit 
dem Wunsch, nun vom Schiitenführer das zu 
erhalten, was die PLO einst den Schahgegnern 
zuschanzte: Ausbildung und politische Unter-
stützung.



Im August des letzten Jahres noch hatte die 
iranische Regierung die Opposition beschul-
digt, sie werde von Marxisten, Leninisten und 
vor allem von der PLO kontrolliert35). In der 
Tat: Die Kontakte von iranischen Wider-
standskreisen zum palästinensischen Unter-
grund begannen schon 1968, als eine Gruppe 
von Mitgliedern der „Iranischen Revolutionä-
ren Bewegung" den Iran verließ, um sich bei 
den Fedayin ausbilden zu lassen. Nach ihrer 
Rückkehr in den Iran übernahm dieser Kader 
die weitere Ausbildung anderer Mitglieder ih-
rer Bewegung. Während ihres Aufenthaltes in 
Palästinenser-Lagern sollen die Perser damals 
auch an Aktionen in den von Israel besetzten 
Gebieten teilgenommen haben36 ).

35) Vgl. monitor, deutsche welle (hrsg.) v. 28. Novem-
ber 1978, 228/78, S. 2.
36) Bericht der libanesischen Zeitung al-Ahad v. 
19. Dezember 1971 über die Zusammenarbeit von
iranischen Widerstandsgruppen gegen das Schah-
Regime mit den Fedayin.
37) Vgl. hierzu ausführlich in: Der Spiegel, Nr.46, v. 
12.November 1979.

Hinweise auf die Beziehungen zwischen palä-
stinensischen Organisationen und der „Irani-
schen Nationalen Front" finden sich auch in ei-
ner gemeinsamen Erklärung der Fatah und 
der „Iranischen Nationalen Front", die am 2. 
Juli 1971 von Radio Bagdad ausgestrahlt wur-
de. Darin hieß es: „Ali Akhbar Zefani Frehani, 
ein iranischer Kämpfer, starb an Folterungen 
in einem iranischen Gefängnis. Er kämpfte 
Seite an Seite mit den Fedayin in Palästina. 
Frehani wurde zusammen mit einer Gruppe 
junger Perser in arabischen Fedayin-Stütz- 
punkten ausgebildet und nahm an Aktionen 
gegen den Feind teil, er erreichte den Rang ei-
nes Offiziers in den Widerstandskräften, be-
vor er an die iranische Front wechselte."

Bei der Zerschlagung iranischer Untergrund-
zellen im Frühjahr 1976 fanden denn auch die 
Behörden in den beschlagnahmten Dokumen-
ten eindeutige Beweise für die Beziehungen 
zwischen den iranischen Rebellen, Libyen und 
der „Volksfront für die Befreiung Palästinas" 
(PFLP). Demnach hatten die Untergrundkämp-
fer Waffen und Kampfausrüstung aus Libyen 
und von der „Volksfront" Habbashs erhalten.

Angesichts der augenblicklich chaotischen in-
nenpolitischen Sit 37uation im Iran )  läßt vor al-
lem der Name George Habbash aufhorchen. 
Frühere, noch zu Zeiten der Schah-Herrschaft 
geknüpfte geheime Verbindungen der „Volks-
front für die Befreiung Palästinas" zur Szene 
des iranischen Untergrundes schlagen sich be-

reits heute in dem Aktionismus der marxisti-
schen Stadtguerilla-Formation der „Fedayin-i- 
Chalk" nieder, deren Anhänger in den Unter-
grund gegangen sind38 ). Doch halten sich 
diese Linkskräfte noch weitgehend zurück: 
taktisches Kalkül einer revolutionären 
Gruppe gegenüber der in der iranischen Be-
völkerung derzeit allzu starken Position der 
Verfechter einer „Islamischen Republik" um 
den Ayatollah Khomeini.

So gesehen, sprächen „rechte" (um Arafat) und 
„linke" (um Habbash) Palästinenser auf dem 
neuen Betätigungsfeld Iran, wie bei der PLO, 
mit verschiedenen Zungen. Die Konfrontation 
zwischen Khomeini und seinen Gegnern in 
den revolutionären Volksmilizen wäre somit 
ein Spiegelbild des latenten Kampfes inner-
halb der PLO zwischen Arafat und Habbash.

Wenn es um den eigenen „globalen" Vorteil 
ging, war jedoch die PLO in der Vergangenheit 
stets äußerst flexibel. Ein Vertreter der Befrei-
ungsfront in Paris sagte bereits vor dem Ab-
flug des Ayatollah aus seinem französischen 
Exil: Die Organisation habe über einen langen 
Zeitraum mit der muslimischen Opposition 
gegen den Schah — einschließlich der Linken 
— eng zusammengearbeitet. Am Ende könnte 
daraus jetzt im Iran die groteske Lage entste-
hen, daß sich das Guerilla-Know-how, von 
linken Persern bei George Habbash erworben, 
gegen die bei Arafat trainierten Muslims wen-
det.

Khomeini indes favorisiert Yassir Arafat. Für 
ihn scheint der Palästinenserführer der „Joker" 
in Nahost zu sein, der potentiell einsetzbar ist, 
um auch in anderen arabischen Ländern eine 
Entwicklung ähnlich der im Iran in Gang zu 
bringen. Arafat andererseits sieht im Regime 
der Mullahs eine neue, für die palästinensi-
schen Kommandos solide Basis im Kampf ge-
gen Israel.

Schon hilft die PLO Khomeini in dem Bemü-
hen, seine innenpolitische Machtbasis, abseits 
von religiösen Parolen, Mythen, Koransprü-
chen und aufgeputschten Leidenschaften, 
praktisch abzusichern. So fungiert seit der 
Machtübernahme durch den Ayatollah eine 
Spezialeinheit def PLO als Kerntruppe einer 
neuen Geheimpolizei, eines „islamisch-revolu-
tionären SAVAK". Die Mitglieder dieses palä-
stinensischen Verbandes wurden von den Re- 
sidenturen des sowjetischen Geheimdienstes 
KGB in Bagdad und Beirut ausgewählt und in

38) Vgl. ebd., S.157.  



der UdSSR in einem speziellen Trainungskurs 
für Sicherheitsexperten geschult39 ).

39) Vgl. R.Moss, The Terrorist State, Rede auf einer 
internationalen Konferenz zum Thema Terrorismus 
vom 2.—5. Juli 1979 in Jerusalem.
40) Vgl. J.C. Jacobson, Armies of the Persian Gulf, in: 
War Data: Military Arsenals: persian gulf (hrsg. v. 
D. Eshel), Isreal 1979, S. 9.
41) Vgl. B. Crozier, Soviet Support for international 
Terrorism, Rede auf einer internationalen Konfe-
renz ..., s.o. Anm.39.

42) Vgl. J.K.Copley, a.a.O., S.1021.
43) Vgl. u.a. bei L.S.Kadi (Hrsg.), Basic Political Do- 
cuments ..., a.a.O., S. 190.
44) Wirtschaftswoche, a.a.O., S.33.

Die iranisch-palästinensische Allianz berührt 
nicht nur die Balance des israelisch-arabi-
schen Machtpotentials, sondern auch die Si-
cherung der Straße von Hormuz. Durch diese 
ca. 40  km breite Meerenge zwischen dem Iran 
und dem Sultanat Oman fließt ein Großteil der 
westlichen Ölversorgung. Täglich passieren 
Dutzende von Tankern dieses Nadelöhr auf ih-
rem Weg in den Indischen Ozean. Bis zu sei-
nem Sturz sicherte das Schah-Regime die Öl-
quellen am Golf und die Nachschubwege; mit 
modernstem amerikanischen Kriegsgerät 
hatte der frühere Herrscher des Iran seine Ar-
mee — nach Israel — zur stärksten Militär-
macht im Mittleren Osten ausgebaut. Luftwaf-
fen- und Marinestützpunkte schotteten die 
Straße von Hormuz gegen Überraschungsan-
griffe ab.

So spielte beispielsweise die alte Armee des 
Schah auch in Oman, wo linksgerichtete Re-
bellen den Sultan stürzen wollten, eine beson-
dere Rolle. Zur Abwehr der Guerillaaktivitä-
ten der sogenannten „Volksfront für die Be-
freiung des Omans und des Arabischen Gol-
fes" (PFLOAG), die von der Dhofar-Provinz in 
Oman aus von 1969 bis 1977 gegen den Herr-
scher des Sultanats operierte, entsandte der 
Schah zwei Eliteregimenter seiner Marinein-
fanterie und neun Hubschrauber vom Typ AB 
206A Jet Ranger40). Diesem Expeditionscorps 
gelang es u. a. mit Hilfe britischer Militärbera-
ter, bis Ende 1975 den Auf stand der Dhofar- 
Rebellen weitgehend niederzuschlagen. In 
den Folgejahren flackerten die Guerillaaktio-
nen nur noch von Zeit zu Zeit auf. Diese Ent-
wicklung und vor allem die inneriranischen 
Unruhen führten zu Beginn des Jahres 1979 
zum Abzug der iranischen Ranger-Verbände. 
Bemerkenswert an dem in Dhofar geführten 
Untergrundkrieg war das „indirekte" Engage-
ment der Sowjetunion. Die Guerillas am Golf 
waren mit sowjetischen Waffen ausgerüstet 
und hatten wesentliche Abschnitte ihrer mili-
tärischen Ausbildung im Süd

41

-Jemen unter 
dem Kommando Kubanischer Söldner durch- 
laufen ).

Irans neue Machthaber aber scheinen nicht 
mehr gewillt, die Schutzfunktion am Golf aus-
zuüben. Außerdem ist die einstige Schah- 
Armee nach den politischen Umwälzungen in 
Teheran in ihren alten Strukturen zerfallen 
und hat sich weitgehend aufgelöst. Weder 
Saudi-Arabien noch irgendein anderes Land in 
der Golfregion ist in der Lage, das militärische 
Vakuum zu füllen. Ambitionen, in diesen stra-
tegisch eminent wichtigen Raum hineinzusto-
ßen, werden am ehesten noch dem Irak zuge-
schrieben. Vorerst jedenfalls ist die westliche 
ölzufuhr in der Golfregion ungeschützt.
So hat denn auch die PFLOAG schon deutli-
che Anzeichen eines Wiederauflebens ihrer 
Operationen erkennen lassen. Dabei kann sie 
sich auf die Zusammenarbeit mit den Kadern 
der PFLP unter Führung George Habbashs 
verlassen. Eine lange Tradition von Unter-
grundaktivitäten in der Golfregion begünstigt 
außerdem noch suversive Tendenzen. Hinter 
derartigen Aktionen stand in der Vergangen-
heit stets die Abteilung für Auslandsoperatio-
nen der PFLP unter George Habbash. Seine 
Organisation ist mit geheimen Palästinenser- 
Zirkeln in Kuwait tief verwurzelt. Ähnliches 
gilt für Bahrein, wo die „Volksfront" von Hab-
bash zusammen mit der „Demokratischen 
Volksfront" eines Nayef Hawatmeh mit der 
dortigen links orientierten Untergrundbewe-
gung enge Kontakte unterhält42 ). Ein Zusam-
menspiel dieser beiden Kräfte wäre in der Tat 
für die gesamte Golfregion von höchster Bri-
sanz. Die Gefahr, die von dieser Verbindung 
ausgeht, entsteht vor allem aus dem politi-
schen Glaubensbekenntnis von Habbash. Und 
dieses zielt nicht nur auf Israel, sondern 
ebenso auf den „US-Imperialismus" und die 
arabische Reaktion43 ). Dabei nimmt die Be-
kämpfung Israels noch nicht einmal Vorrang-
stellung ein. Erst der Sturz der konservativen, 
reaktionären arabischen Regimes, zu denen 
Habbash Jordanien, die Emirate am Persi-
schen Golf und Saudi-Arabien in erster Linie 
zählt, würde seiner Meinung nach den Boden 
und das politische Klima bereiten, für das 
„letzte Gefecht" gegen den ihm verhaßten jüdi-
schen Staat. Und Habbashs Sabotagekomman-
dos wären Anschläge gegen Versorgungsli-
nien durchaus zuzutrauen. „Sie jagten mehr-
mals (schon) eine aus Saudi-Arabien ans Mit-
telmeer führende Ölleitung in die Luft, bis sie 
endgültig stillgelegt wurde."44 ) Angesichts



drohender Sabotageakte hat Saudi-Arabien 
bereits vorgebaut. Aus Furcht vor Waffen- und 
Sprengstofflieferungen an subversive Zellen 
untersagte die Regierung allen Schiffen aus 
dem Libanon die Ankerung in saudischen Hä-
fen45 ).

’45) Nach einer Meldung des Senders der christli-
chen Falange-Partei im Libanon v. 1. Oktober 1979.

46)  Vgl. Haretz v. 28. August 1979.
47) Vgl. J.K. Cooley, a.a.O., S. 1020.
48) Ebd.

49) Interview mit der Zeitschrift „Wirtschaftswoche", 
a.a.O., S.33.
50) Vgl. FAZ v. 5.November 1979, S.5.
51) Vgl. J.K.Cooley. a.a.O., S.1021.
52) Vgl. The Middle East, September 1979, No. 59, 
S.31.

In dieses Bild fügt sich auch eine Meldung der 
israelischen Zeitung Haaretz46 ), wonach in 
Saudi-Arabien ein Terroristenkommando 
(PLO) ausgehoben wurde, das Attentate auf 
Mitglieder der Königlichen Familie plante. 
Die dazu vorgesehenen Waffen waren aus 
dem Süd-Jemen eingeschleust worden. Ge-
nährt werden die jüngsten Anzeichen wach-
sender Unruhe in der Golfregion noch durch 
eine andere Komponente. Die in diesem Ge-
biet lebenden und arbeitenden „Diaspora"-Pa- 
lästinenser könnten, auf Dauer betrachtet, zu 
einem weiteren gefährlichen innenpolitischen 
Sprengsatz für ihre Gastländer werden. In Sau-
di-Arabien arbeiten über 100 000 Palästinen-
ser. Sie halten führende Positionen in der In-
frastruktur des Landes und im Ölgeschäft be-
setzt. In Kuwait sitzen viele der insgesamt 
250 000 Palästinenser in Schlüsselstellungen 
der Industrie und Verwaltung. Auch in Quatar 
(ca. 45 000) und in den Vereinigten Arabischen 
Emiraten (ca. 40000) nehmen palästinensische 
Kreise äußerst aktiv am Wirtschaftsleben teil. 
In manchen Staaten am Golf dienen Palästi-
nenser sogar in den regulären Armeen. Beson-
ders das kuwaitische Offizierscorps ist mit 
zahlreichen naturalisierten Palästinensern 
durchsetzt47 ).
Unter diesen genannten palästinensischen 
Gruppen läßt sich, forciert durch die Khomei- 
ni-Revolution im Iran, eine wachsende natio-
nalistische Haltung sowie eine starke Sympa-
thie für die Idee eines eigenen Palästina-Staa-
tes erkennen48 ). Er ist daher nicht auszuschlie-
ßen, daß den palästinensischen „Gastarbeitern" 
in den arabischen Ölstaaten am Golf einmal 
die Funktion einer „Fünften Kolonne" zufallen 
wird, wenn es darum geht, die etablierten 
Machtstrukturen in diesen Staaten zu zer-
schlagen und die politischen Verhältnisse 
nach dem Vorbild der islamischen Revolution 
zu verändern.
Noch zögert allerdings die PLO, das Zeichen 
zum Aufstand zu geben. Und Yassir Arafat 
selbst hat hierfür triftige Gründe: Saudi-Ara-
bien zählt zu den größten Geldgebern seiner 

Organisation; die großzügig gewährten finan-
ziellen Subventionen der Saudis fließen in 
erster Linie auf die Konten von Arafats 
eigener Guerillaformation El Fatah. Wenn der 
Palästinenserführer die geschätzte Summe 
von jährlich über hundert Millionen US-Dollar 
an die PLO nicht verlieren will, muß er sich — 
vorerst jedenfalls — noch mit den Ölscheichs 
arrangieren. Die PLO nutzt dabei die Zersplit-
terung der palästinensischen Untergrund-
szene als Alibi. So erklärte der Leiter der Bon-
ner „Informationsstelle Palästina" bei der Ara-
bischen Liga, Abdallah Frangi: „Wir, die PLO, 
denken auch heute nicht daran (gemeint sind 
Anschläge gegen Tanker, d.Verf.). Es ist aber 
möglich, daß andere palästinensische Grup-
pen Sabotagepläne haben."49 ) Die Äußerung 
zielte offenbar in die Richtung der von Hab- 
bash befehligten Gruppen. Es bleibt jedoch 
festzustellen, daß trotz der nach außen bekun-
deten Friedfertigkeit der PLO durch ihre offi-
ziellen Sprecher auch die militanten Extremi-
sten um George Habbash sich nach wie vor als 
Mitglieder der Dachorganisation PLO beken-
nen. Und PLO-Chef Arafat selbst drohte An-
fang November 1979 in Lissabon auf der „Welt-
konferenz der Solidarität mit dem arabischen 
Volk und Palästina" den Staaten Westeuropas 
indirekt mit dem Einsatz der Ölwaffe, indem 
er auf die „vitalen Relationen der Westeuro-
päer mit dem Mittleren Osten" hinwies50 ).
Vor dem Hintergrund der Entwicklung im 
Iran, gestützt auf das Bündnis mit Khomeini, 
hat sich das Operationsfeld der PLO-Gruppen 
im Gebiet der arabischen Halbinsel erheblich 
erweitert. Die Herrscher in Saudi-Arabien und 
am Golf, westliche Ölimporteure sowie Regie-
rungen und ihre Militärstrategen sehen sich 
nun gezwungen, die potentielle revolutionäre 
Hebelwirkung des schiitischen und palästi-
nensischen Elements in dieser Region ver-
stärkt in ihre Überlegungen mit einzubezie- 
hen51 )-
Sicherlich ist es verfrüht und noch nicht mög-
lich, sich anbahnende politische Entwicklun-
gen heute schon klar zu umreißen und sie bis 
in die letzten Tiefen auszuloten. Andererseits
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lassen die derzeitige Konstellation und das 
Bündnis der PLO mit den Revolutionären im 
Iran trotz der inzwischen schon erkennbaren 
Abkühlung )  dennoch eine erste, vorsichtige 



Beschreibung gegenwärtiger Zustände und 
möglicher Zukunftserwartungen zu: Die Situa-
tion am Golf und in Saudi-Arabien gleicht der 
einer latent schwelenden Revolution, und die 
Zündschnüre, die zu diesem revolutionären 
Pulverfaß führen, hält u.a. die PLO in ihren 
Händen. Die zunehmende Hofierung Arafats 

durch westliche Politiker und Staatsoberhäup-
ter ist Spiegelbild der jüngsten politischen 
Veränderung im Mittleren Osten. In der Hal-
tung des Westens drücken sich die Angst um 
das öl und der Schock nach der erneuten Öl-
krise gleichermaßen aus.



Alexander Schölch

Zum Selbstverständnis und zu den politischen 
Bestrebungen der Palästina-Araber seit 1967

Will man als Deutscher die Probleme der Palä-
stina-Araber sine ira et studio analysieren, 
stößt man noch immer an Tabuschranken.

Welche Erfahrungen und Mechanismen sie 
aufrichteten, braucht hier nicht erörtert zu 
werden. Jedenfalls ist ihre Existenz ein we-
sentlicher Grund dafür, daß diese Probleme 
lange verdrängt und ignoriert wurden. Wenn 
sie uns überhaupt nichts angingen, könnte 
man sich den Luxus der Unwissenheit viel-
leicht leisten. Doch waren es die europäischen 
Staaten, und unter ihnen insbesondere der 
deutsche, die dem Nahen Osten das Palästina- 
Problem aufbürdeten. Ihre Unfähigkeit, in 
Frieden mit den jüdischen Gemeinschaften in 
ihrer Mitte zu leben und schließlich das im 
Namen Deutschlands begangene Verbrechen 
der Ermordung von sechs Millionen Juden 
sind die Ursachen für die Idee der Etablierung 
eines jüdischen Staates in Palästina und für 
ihre Verwirklichung. Damit wurden die palä-
stinensischen Flüchtlinge und Vertriebenen

Vorbemerkung 1)

zu Opfern zweiten Grades von Antisemitis-
mus und Nationalsozialismus.
Die deutsche Gesellschaft muß daher mit ei-
ner unverjährbaren historischen Schuld und 
Verantwortung gegenüber den Juden leben, 
doch auf ihr lastet auch eine Bürde histori-
scher Verantwortlichkeit für das Palästina- 
Problem. Dieses Problem geht uns alle an, zu-
nächst in dem Sinne, daß wir uns über alle 
seine Aspekte informieren und sie verantwor-
tungsvoll diskutieren sollten. Lediglich Anti-
semiten und versteckte oder offene Nazis sind 
für eine Mitsprache disqualifiziert. Wer an der 
deutschen Schuld und Verantwortung gegen-
über den Juden zweifelt, hat kein Recht, über 
Schuld und Verantwortung gegenüber den Pa-
lästinensern zu sprechen. Auch wer sich nur 
um des arabischen Öls willen für die Palästi-
nenser interessiert, sollte besser schweigen. 
Wer aber das moralische Problem erkannt hat, 
ist aufgerufen, hinsichtlich des Schicksals von 
Juden und Palästina- Arabern die „Fähigkeit zu 
trauern" zu entwickeln.

Während sich Anfang dieses Jahres der ame-
rikanische Sonderbotschafter Atherton ver-
zweifelt bemühte, die ägyptisch-israelischen 
Verhandlungen aus der Sackgasse herauszu-
führen, in die sie damals geraten waren, ver-
sammelten sich am 20. Januar 1979 in Naza-
reth etwa einhundert Mitglieder des „Komi-
tees zur Verteidigung des arabischen Bodens" 
mit mehr als der Hälfte der Bürgermeister ara-
bischer Dörfer in Nordisrael. Diese Zusam-
menkunft prominenter Palästina-Araber mit 
israelischer Staatsbürgerschaft verabschie-
dete eine Resolution, in der sie ihre Unterstüt-
zung für „den Kampf unserer Brüder auf dem 
Westufer und im Gaza-Streifen gegen Okku-
pation, Annexion und kolonialistische Implan-
tation" sowie ihre „Solidarität mit dem Kampf 
des palästinensischen Volkes unter der Füh-
rung der PLO für die Wiedererrichtung eines 
unabhängigen Staates" zum Ausdruck brach-

Einführung

te*). Wenige Tage zuvor, am 17. Januar 1979, 
hatten mehrere arabische Studenten der Uni-
versitäten Jerusalem, Haifa und Tel Aviv ein 
gemeinsames Telegramm an die PLO gerich-
tet, in dem sie den palästinensischen Wider-
stand aufforderten, „den bewaffneten Kampf 
gegen Israel" fortzusetzen3).

1) Dieser Beitrag ist die überarbeitete Fassung eines 
Vortrags, der im Mai 1979 im Rahmen des Studium 
Universale an der Universität Bonn gehalten wurde. 
Um den Umfang der Fußnoten zu begrenzen, wird 
nur eine Auswahl der wichtigsten Quellen und Lite-
ratur in europäischen Sprachen angegeben.
2) Le Monde, 23. 1. 1979.
3) Le Monde, 23. und 30. 1. 1979.

Der Hinweis auf diese beiden Ereignisse soll 
folgendes verdeutlichen: Wenn wir uns mit 
dem Selbstverständnis und der Politik der Pa-
lästina-Araber seit 1967 befassen wollen, kön-
nen wir uns nicht auf die Organisationen und 



Aspirationen der außerhalb der Grenzen des 
ehemaligen Mandatsgebiets Palästina leben-
den Palästinenser beschränken. Vielmehr 
stellt sich uns die palästinensische National-
bewegung — d. h. die Gesamtheit der Träger 
und Protagonisten palästinensischer National-
identität und nationaler Aspirationen — seit 
1967 in drei Bevölkerungskomponenten dar, 
die sich aufgrund unterschiedlicher politi-
scher Bedingungen auch unterschiedlich arti-
kulieren. Diese drei Komponenten sind die Pa-
lästina-Araber in Israel, die palästinensische 
Bevölkerung der besetzten Gebiete (also des 
Westufers und des Gaza-Streifens) sowie die 
in benachbarten Staaten lebenden Palästinen-
ser. Relativ ausführlich wird dabei über die Pa-
lästina-Araber in Israel berichtet, da dieser 
Komplex die schwierigsten Probleme aufwirft 
und weil dazu in der Bundesrepublik wohl die 
größten Informationslücken bestehen4).

6) Vgl. z. B. Meir Pa'il, The State of Israel and the Pa 
lestinian National Movement, in: New Outlook (Tel 
Aviv), Bd. 19/7, 1976, S. 33.

Für die Palästinenser in ihrer Gesamtheit lei-
tete die Okkupation Westjordaniens und des 
Gaza-Streifens im Jahre 1967 eine neue Epo-
che der historischen Entwicklung ein. Vor 
1967 stellten die in Israel lebenden Palästinen-
ser eine hoffnungslos isolierte Minderheit „is-
raelischer Araber" dar; die Bevölkerung West-
jordaniens war mehr schlecht als recht in das 
Haschemitische Königreich integriert, und 
das Schicksal der aus Palästina geflohenen 
oder vertriebenen Araber einschließlich derer, 
die in Lagern in Westjordanien lebten, wurde 
von der Weltöffentlichkeit lediglich als unge-
löstes Flüchtlingsproblem registriert.
Durch die israelische Okkupation Rest-Palä-
stinas trat 1967 eine ganz neue Situation ein. 
Zwar verminderte sich die Bevölkerung der 
besetzten Gebiete durch Flucht und Vertrei-
bung im Zusammenhang mit den Kriegshand-
lungen von 1967 und ihren Nachwehen (für 
viele Palästinenser, insbesondere die Lagerbe-
wohner, war dies der zweite Exodus) und seit-
her durch Emigration und Deportationen um 
eine

5
 halbe Million Menschen. Dennoch lebt 

heute eine Mehrheit der ca. 3,  Millionen Palä-
stinenser unter israelischer Administration: 
1,2 Millionen in den besetzten Gebieten und 
600000 in Israel5).

4) Vgl. jedoch Frankfurter Rundschau, 7.4.1979 
(Sonderseite unter dem Titel.....wo die Araber phy-
sisch eine große Fläche Land praktisch besetzen"), 
und Der Spiegel, Nr. 32/1979 („Auf morgen setzen. 
Die arabischen Israelis im Kernland dös Juden-Staa- 
tes werden aggressiver").
5) Zur demographischen Entwicklung vgl. A 
Schölch, Araber und Juden in Palästina — Die de-
mographische Problematik eines hundertjährigen 
Konflikts, in: Journal für Geschichte, Heft 4, 1979. 

Damit sind heute fast zwei Fünftel der Bevöl-
kerung des unter israelischen Vorzeichen 
„wiedervereinigten Palästina" Araber, wenig 
mehr als drei Fünftel sind Juden. Tag für Tag 
verändert sich diese Relation zugunsten der 
Araber, da die Wachstumsrate der arabischen 
Bevölkerung fast doppelt so hoch ist wie die 
der jüdischen. Der Zeitpunkt kann also vor-
herbestimmt werden, wann bei einem Anhal-
ten des gegenwärtigen demographischen 
Trends die jüdische Bevölkerung „Erez Israels" 
(d. h. Israels, des Westufers und das Gaza- 
Streifens) wiederum, wie vor 1948, eine Min-
derheit sein wird. Nur eine massive jüdische 
Immigration oder eine rigorose Politik der 
Vertreibung der Araber könnte unter den ge-
gebenen Bedingungen den Prozeß der demo-
graphischen Minorisierung der jüdischen Be-
völkerung aufhalten. Doch erstere ist nicht in 
Sicht und letztere erscheint nicht als ein gang-
barer Weg. Um eine politische Minorisierung 
der jüdischen Bevölkerung zu verhindern, 
trennt die gegenwärtige israelische Regierung 
daher zwischen den besetzten Territorien, die 
unter israelischer Kontrolle bleiben und vor 
allem ökonomisch und militärisch integriert 
werden sollen, und der dort lebenden Bevölke-
rung, die sich „autonom" entwickeln soll. Un-
weigerlich taucht das Gespenst südafrikani-
scher „Lösungen" am Horizont auf, wenn derar-
tige Perspektiven durchschaut werden — auch 
in Israel6).
Neben dem demographischen Problem ist ein 
anderes folgenschweres Ergebnis der Okku-
pation Rest-Palästinas die Tatsache, daß aus 
Westjordaniern und aus der Mehrheit der is-
raelischen Araber seit 1967 wieder nationalbe-
wußte Palästinenser wurden. In bezug auf das 
Westufer ist eine politische Abnabelung von 
Jordanien zu konstatieren, die ihren Ausdruck 
nicht zuletzt in einer Ablösung der bisherigen 
lokalen politischen Führungsschicht fand. In 
bezug auf die Palästina-Araber in Israel kann 
man vom Ende der Isolierung, von einer Rein-
tegration in einem größeren palästinensi-
schen, ja ges.amtarabischen Kontext sprechen. 
Seitdem die Etablierung eines Palästina-Staa-
tes an der Seite Israels diskutiert wird, haben 
sich für die arabische Bevölkerung des jüdi-
schen Staates ganz neue Perspektiven erge-
ben, die sich allerdings mit neuen Befürchtun-
gen vermischen, daß ihre Probleme im Rah-
men einer Globallösung ausgeklammert blei-
ben könnten.



Im folgenden wird der Frage nachgegangen, 
wie sich das Bewußtsein der eigenen natio-
nalen Identität bzw. wie sich die Perspektiven 
und Zielvorstellungen der Palästina-Araber in 

Israel und in den besetzten Gebieten seit 1967 
gewandelt haben und wie sich die politische 
Linie der PLO bzw. des Palästinensischen Na-
tionalrats veränderte.

In Israel wurde schon bald nach dem Juni- 
Krieg, Ende 1967, ein politischer .Entfrem-
dungsschub' unter der arabischen Bevölke-
rung registriert8). Die israelischen Behörden 
reagierten Anfang der siebziger Jahre darauf 
u. a. mit einer Neudefinition der Erziehungs-
ziele für arabische Schüler im Primär- und Se-
kundarschulbereich. An die Stelle einer sim-
plen Erziehung zur Loyalität gegenüber dem 
jüdischen Staat wurde das Ziel der Herausbil-
dung einer spezifischen Identität der Araber 
in Israel gesetzt, nach der sie sich weder als Is-
raelis, noch als Araber, schon gar nicht als Pa-
lästinenser, sondern als israelis

9
che Araber 

fühlen sollten ). Die offensichtlichen sozio-po-
litischen Vereinigungsbestrebungen nach der 
Okkupation Rest-Palästinas sollten verringert 
und die Separierung der Araber in Israel von 
den übrigen Palästinensern aufrechterhalten 
werden. Doch die politische Entwicklung 
schritt über solche Zielsetzungen hinweg. So 
wies z. B. der Bürgermeister von Nazareth im 
Oktober 1976 in einer Rede die „absurde Theo-
rie", wie er sagte, von der spezifischen isra-
elisch-arabischen Nationalidentität katego-
risch zurück: „Es ist offensichtlich, daß dies ein 
demagogischer Versuch ist, die staatsbürgerli-

7) Zur Entwicklung der Palästina-Araber in Israel 
seit 1967 vgl. u. a.: Jacob M. Landau, The Arabs in Is-
rael, Oxford 1969; Ori Stendel, The Minorities in Is-
rael, Jerusalem 1973; Khalil Nakhleh, Cultural De- 
terminants of Palestinian Collective Identity: The 
Case of the Arabs in Israel, in: New Outlook, Bd. 18, 
1975; Fouzi el-Asmar, To Be An Arab in Israel, Lon-
don 1975; Sabri Jiryis, The Arabs in Israel, New York 
1976; Sharif Kanaana, Socio-Cultural and Psycholo-
gical Adjustment of the Arab Minority in Israel, San 
Francisco 1976; Hasan Amun u. a„ Palestinian Arabs 
in Israel: Two Case Studies, London 1977; Israel Sha-
hak, Nicht-Juden im jüdischen Staat, Bonn 1977; 
Franz Ansprenger, Juden und Araber in einem 
Land, München und Mainz 1978; Elia T. Zureik, The 
Palestinians in Israel, London 1979.
8) Vgl. Yochanan Peres, Ethnie Relations in Israel, 
in: American Journal of Sociology, Bd. 76, 1971, Ta-
bellen 22 und 23, sowie Elia T. Zureik, Arab Youth in 
Israel: Their Situation and Status Perceptions, in: 
Journal of Palestine Studies, Nr. 11, 1974, S. 106.
9) Vgl. Khalil Nakhleh, The Goals of Education for 
Arabs in Israel, in: New Outlook, Bd. 20/3, 1977; 
siehe auch Yehuda Bien, The Arab School — Studies 
in Human Problems, Kibbutz Kfar Masaryk 1976; 
Sami Khalil Mar i, Arab Education in Israel, Syra- 
cuse 1978.

Die Paläst 7ina-Araber in Israel )
ehe Zugehörigkeit — nämlich diejenige zum 
Staat Israel — mit der nationalen Zugehörig-
keit durcheinanderzuwerfen. Die Araber in Is-
rael bilden einen integralen Bestandteil des 
palästinensisch-arabischen Volkes.“10 )
Schon 1972 hatte eine Untersuchung über die 
nationale und die staatsbürgerliche Identität 
bei arabischen Oberschülern und Studenten in 
Israel ergeben, daß der nationalen Subidenti-
tät (der Tatsache, palästinensischer Araber zu 
sein) überragende Bedeutung beigemessen 
wurde, die staatsbürgerliche Subidentität (die 
Tatsache, israelischer Staatsbürger zu sein) 
aber nur von einer Minderheit von 15% der 
Befragten für bedeutsam gehalten wurde11 )-
Dieses Selbstverständnis hat seither kontinu-
ierlich an Profil gewonnen. Nach einer breit 
angelegten, 1974 und 1975 in Galiläa durchge-
führten Erhebung, wo sich die Mehrheit der 
arabischen Bevölkerung konzentriert, fühlten 
sich nur 14% der Befragten mit dem Begriff .Is-
raeli' voll zutreffend charakterisiert, aber 63 % 
mit dem Begriff .Palästinenser'. Die Auswir-
kungen der Okkupation des Westufers und 
der Diskussion über die Etablierung eines Pa-
lästina-Staates an der Seite Israels wurden in 
anderen Resultaten der gleichen Untersu-
chung evident: 29% der Befragten gaben an, 
sie würden ganz sicher in einen solchen Staat 
ziehen, sollte er errichtet werden, 38 % wollten 
möglicherweise diesen Schritt tun; 34% der 
Befragten kündigten an, sie würden ganz si-
cher an seinem politischen Leben teilnehmen, 
und 40% würden ganz sicher ihre Kinder dort-
hin zur Schule schicken. 42% schließlich fühl-
ten sich von arabischen politischen Führern 
außerhalb Israels repräsentiert12 ).

10) Tawfiq Zayyad, The Fate of the Arabs in Israel, 
in: Journal of Palestine Studies, Nr. 21, 1976, S. 93. 
11) John E. Hofman and Nadim Rouhana, Young 
Arabs in Israel: Some Aspects of a Conflicted Social 
Identity, in: Journal of Social Psychology, Bd. 99, 
1976, Tab. 1; vgl. auch J. Hofman, Identity and Inter- 
group Perception in Israel: Jews and Arabs, Haifa 
1976 (= University of Haifa, Jewish-Arab Center, 
Occasional Papers on the Middle East, Nr. 7),

S. 15—18.
12) Mark A. Tessier, Israel s Arabs and the Palesti-
nian Problem, in: Middle East Journal, Bd. 31, 1977 
Tabellen I und V.



Konsequenten Ausdruck findet dieses neue 
Bewußtsein vor allem in Zeitungen, Schriften, 
Manifesten, Flugblättern etc. der arabischen 
Studentenorganisationen in Israel, des „Komi-
tees zur Verteidigung des arabischen Bodens" 
sowie anderer Organisationen wie der „Söhne 
des Landes". So schrieb das arabische Studen-
tenkomitee der Universität Tel Aviv im Juni 
1976 in einem programmatischen Artikel: „Die 
Palästinenser in diesem Land sind ein un-
trennbarer Bestandteil des palästinensisch- 
arabischen Volkes, das bis 1948 in seiner Hei-
mat Palästina lebte.“13) Zum „Tag des Bodens" 
am 30. März 1976, auf den noch näher einge-
gangen wird, veröffentlichte die Union arabi-
scher Studentenorganisationen in Israel ein 
Manifest „An unser ganzes palästinensisches 
Volk", in dem es hieß: „Wir betonen mit Nach-
druck, daß die Rebellion unserer palästinensi-
schen Brüder in den besetzten Gebieten gegen 
die zionistische Okkupation, der Kampf unse-
rer Brüder, der Flüchtlinge, für ihre heiligen 
Rechte auf Rückkehr in ihr Land und zu ihrem 
Grund und Boden, und schließlich der Kampf 
des palästinensischen Volkes innerhalb der 
.Grünen Linie' (= Israel, AS.) gegen die Politik 
der nationalen Verfolgung, der rassischen Dis-
kriminierung, der Judaisierung des Landes 
und des blanken Diebstahls, die seit 1948 prak-
tiziert wird und noch andauert, daß alle diese 
Kämpfe wesensmäßige Bestandteile des einen 
nationalen Kampfes sind, die nicht voneinan-
der getrennt werden können."14)

13) The Voice of Sheik Munis, in: Journal of Pale-
stine Studies, Nr. 21, 1976, S. 155.
14) Zit. bei Fouzi el-Asmar, Israel Revisited, 1976, in: 
Journal of Palestine Studies, Nr. 23, 1977, S. 52.
15) Söhne des Landes, Erklärung zum Selbstver-
ständnis der palästinensischen Bevölkerung in Isra-
el, in: Evangelische Akademie Berlin (West), Na-
tionale und soziale Faktoren im Emanzipationspro-
zeß des Nahen Ostens, Dokumentation 2/79.

Ein letztes Beispiel: In einer Erklärung der Be-
wegung der „Söhne des Landes" vom Februar 
1978 heißt es u. a.: „Als ein untrennbarer Teil 
des arabisch-palästinensischen Volkes möch-
ten wir unterstreichen, daß jede Lösung des 
Palästina-Problems die offizielle Anerken-
nung und internationale Garantie der natio-
nalen Identität der palästinensischen Einwoh-
ner Israels einschließen muß, ihr Recht, in der 
Heimat zu bleiben sowie die Rückgabe ihres 
konfiszierten Bodens und Eigentums, ihrer 
Dörfer und ihrer sozialen Einrichtungen, nicht 
zuletzt die Durchsetzung aller ihrer kulturel-
len, sozialen, bürgerlichen und politischen 
Rechte."15)

Dieses neue politische Bewußtsein und diese 
neue Identität fanden ihren Ausdruck auch in 
einem veränderten Wahlverhalten der Araber 
in Israel. Die Bedeutung der mit Mapai oder 
Mapam affiliierten arabischen Listen ging seit 
1967 kontinuierlich zugunsten arabischer 
Stimmen für die moskau-orientierte kommu-
nistische Partei Rakah zurück. Bei den Knes-
set-Wahlen von 1965 hatte Rakah 23,6% der 
arabischen Stimmen erhalten, 1969 waren es 
29,6%, 1973 schon 37% und 1977 fast 50%. 
Rund 72 000 arabische, aber nur 8 400 jüdische 
Wähler votierten 1977 für Rakah 16).
Dies bedeutet aber nicht, daß die Hälfte der 
arabischen Wähler von 1977 moskau-orien-
tierte Kommunisten sind. Vielmehr verliehen 
sie mit ihrer Stimmabgabe für Rakah nicht nur 
ihren sozialen, sondern auch ihren nationalen 
Aspirationen Ausdruck: Da die Araber in Is-
rael selbst keine palästinensisch-nationale 
Partei gründen können, wählen sie die einzige 
etablierte, legale nicht-zionistische Partei, 
welche die Araber in Israel als Teil des palästi-
nensischen Volkes betrachtet und daher im is-
raelischen Rahmen als nationale Minderheit 
anerkennt. Ebenso wichtig ist aber die Hal-
tung von Rakah zum Problem der besetzten 
Gebiete und zur PLO. So forderte sie am 
28. Juni 1976 in einem Kommuniqu zusam-
men mit der jordanischen KP: 1. Vollständige 
Räumung aller besetzten Gebiete einschließ-
lich des arabischen Sektors von Jerusalem: 
2. Anerkennung der legitimen nationalen 
Rechte aller Völker der Region einschließlich 
des palästinensischen Volkes, Anerkennung 
seines Rechts auf einen souveränen Staat auf 
dem Westufer einschließlich des arabischen 
Sektors von Jerusalem und des Gaza-Streifens 
sowie Anerkennung des Rechts der palästi-
nensischen Flüchtlinge auf Rückkehr; 3. An-
erkennung der PLO als der einzigen legitimen 
Repräsentantin der Palästinenser, wie dies im 
Herbst 1974 auf der arabischen Gipfelkonfe-
renz in Rabat und im Frühjahr 1976

17

 durch die 
Kommunalwahlen auf dem Westufer bestätigt 
wurde ).

’16) Don Peretz, The Earthquake — Israels Ninth 
Knesset Elections, in: Middle East Journal, Bd. 31, 
1977, S. 263, und Yechiel Harari (Hrsg.), The Arabs in 
Israel, Givat Haviva 1977, S. 69; vgl. außerdem Subhi 
Abu-Gosh, The Election Campaign in the Arab Sec- 
tor, in: Alan Arian (Hrsg.), The Elections in Israel 
1969, Jerusalem 1972; Jacob M. Landau, The Arab 
Vote, in: ebenda; Moshe Shokeid, Israeli Arab Vote 
in Transition, in: Middle Eastern Studies, Bd. 14, 
1978.
17) Le Monde, 30. 7. 1976.



Einfluß auf die hohe Stimmabgabe der Araber 
in Israel für Rakah dürfte auch gehabt haben, 
daß unmittelbar vor den Wahlen im Mai 1977 
ein offizielles Treffen zwischen einer Rakah- 
und einer PLO-Delegation in Prag stattfand18 ), 
wobei hinzugefügt werden muß, daß zuvor 
schon Repräsentanten der israelischen Frie-
densbewegung wiederholt mit PLO-Vertre- 
fern in Paris zusammengetroffen waren.

18) Le Monde, 6.5. 1977.
19) Zayyad, a. a. O., S. 94—96.

20) Zum Landproblem vgl. u. a.: Sabri Jiryis, The Le-
gal Structure for the Expropriation and Absorption 
of Arab Lands in Israel, in: Journal of Palestine Stu- 
dies, Nr. 8, 1973; Uri Davis and Norton Mezvinsky 
(Hrsg.), Documents from Israel 1967—1973, London 
1975, Kap. 1; Ran Kislev, Land Expropriations: Hi- 
story of Oppression, in: New Outlook, Bd. 19/6, 1976; 
Jiryis, The Arabs in Israel; Uri Davis and Walter 
Lehn, And the Fund Still Lives, in: Journal of Pale-
stine Studies, Nr. 28, 1978; Ilan Halevi, Sous Israel la

Palestine, Paris 1978; David Mandel, La Lutte pour la 
Terre en Israel, in: Le Monde Diplomatique, Nr. 301, 
April 1979.
21) Vgl. Schölch, a. a. O.
22) Siehe z. B. Victor Cygielman, Fears and Threats 
in Galilee, in: New Outlook, Bd. 19/2, 1976.
23) In europäischen Sprachen veröffentlicht u. a. in: 
Journal of Palestine Studies, Nr. 21, 1976, S. 190— 
200; ESG — Ökumenereferat (Hrsg.), Israel Informa-
tion, Nr. 2, 1976, S. 2—20; Halevi, op. eit, S. 214— 
228.

Zu einer Art Wendepunkt in der sozio-politi-
schen Entwicklung der Palästina-Araber in Is-
rael war schon im Vorjahr, im März 1976, der 
„Tag des Bodens" geworden, der seither alljähr-
lich am 30. März begangen wird. Dieser Tag 
des Protestes hat eine doppelte Bedeutung: 
Zum einen artikuliert die arabische Bevölke-
rung insbesondere Nordisraels (des sog. Klei-
nen Dreiecks und Galiläas) an diesem Tag in 
Streiks, Demonstrationen, Versammlungen, 
Manifesten etc. ihren massiven Widerstand 
gegen die fortdauernde Enteignung arabi-
schen Landbesitzes in Israel und gegen die Po-
litik der sog. Judaisierung Galiläas. Zum ande-
ren wird an diesem Tag die Verbundenheit der 
Palästina-Araber in Israel mit denjenigen in 
den besetzten Gebieten und im Exil demon-
striert. Der alljährliche „Tag des Bodens" 
wurde auf der politischen Ebene zum Symbol 
der Einheit der drei palästinensischen Bevöl-
kerungskomponenten; es kam an diesem Tag 
von Anfang an zu gemeinsamen bzw. koordi-
nierten politischen Aktivitäten der arabischen 
Bevölkerung Israels und des Westufers, und 
dieser Tag wird auch von den Exil-Palästinen-
sern begangen.
Der „Tag des Bodens“ hat also einen zweifa-
chen konkreten Hintergrund: Angesichts der 
Tatsache, daß es innerhalb der „Grünen Linie" 
(Territorium Israels vor dem Krieg von 1967) 
vor der Staatsgründung 585 arabische Dörfer 
gab, von denen heute nur noch 107 existieren, 
und daß, wie die Araber in Israel vorrechnen, 
ein Drittel des Staatsgebietes enteignetes ara-
bisches Land sei 19),  wird das Landproblem von 
den Palästina-Arabern als das Kernproblem 
ihrer Existenz in Israel betrachtet20 ). Jede wei-

tere Enteignung ist daher ein Politikum ersten 
Ranges und ruft seit einigen Jahren massiven 
Widerstand hervor. Zum Hintergrund der 
„Tage des Bodens“ gehört auch die spezifische 
Situation Nordisraels (Galiläa und Distrikt 
Haifa), wo sich 63% der Palästina-Araber in Is-
rael konzentrieren und wo sie in einzelnen 
Unterdistrikten sogar über 75% der Gesamt-
bevölkerung stellen21 ). Dieses Gebiet hoher 
arabischer Bevölkerungskonzentration war im 
Teilungsplan der Vereinten Nationen von 
1947 auch als Teil des arabischen Palästina- 
Staates vorgesehen.
Sowohl diese Fakten als auch der hohe Grad 
der politischen Mobilisierung gerade der Ara-
ber im Norden des Landes beunruhigt die is-
raelischen Behörden in erheblichem Maße. 
Seit über die Etablierung eines Palästina-Staa-
tes an der Seite Israels diskutiert wird, stellt 
sich die Frage nach einem potentiellen Irre- 
dentismus des „arabischen Galiläa" im Falle 
der Verwirklichung eines solchen Vorha-
bens 22 ). Auf jeden Fall aber will man der wei-
teren Konsolidierung einer solchen kompak-
ten arabischen Enklave im jüdischen Staat 
durch ein Programm der .Judaisierung“ Gali-
läas einschließlich weiterer Enteignung arabi-
schen. Landbesitzes entgegentreten. So war 
1976 im sogenannten König-Bericht23 ), einem 
Bericht des Distriktkommissars von Galiläa an 
den Premierminister, u. a. vorgeschlagen wor-
den, die arabischen Bevölkerungskonzentra-
tionen im Norden zu verdünnen; den „negati-
ven Elementen" durch den Aufbau einer 
kooperationswilligen arabischen Führungs-
schicht entgegenzutreten; die Führung der Ra-
kah wegen ihres Einflusses auf die arabische 
Bevölkerung durch eine „Sonderkommission" 
demoralisieren zu lassen; die Beschäftigung 
von Arabern einzuschränken; den Steuer-
druck auf die arabische Bevölkerung zu ver-
stärken; Sozialhilfe für Kinderreiche nur noch 
jüdischen Familien zukommen zu lassen; Ara-
bern den Hochschulzugang zu erschweren; die 
Emigration arabischer Hochschulabsolventen 
zu fördern etc. Daß das Bekanntwerden eines 
solchen Berichts wie auch die konkreten Maß-



nahmen der Landenteignung die Araber in Is-
rael nur noch stärker politisierte und dem jü-
dischen Staat entfremdete, ist nicht verwun-
derlich. Der Militärkommandant der Nordre-
gion, General Ben Gal, goß erst kürzlich (am 

9. August 1979) noch einmal neues öl ins Feu-
er, als er „die fünfhunderttausend Araber in
Galiläa" gegenüber einer Parlamentarier-
gruppe öffentlich als „ein 

23
Krebsgeschwür am 

Körper des Staates Israel" bezeichnete a ).

Die Palästina-Araber der besetzten

Daß die Bevölkerung der besetzten Gebiete, 
insbesondere des Westufers, in den letzten 
Jahren in begrenztem Maße zu gemeinsamem 
politischem Handeln mit den Palästina-Ara-
bern jenseits der „Grünen Linie“ fand, wurde 
schon erwähnt. Wichtigstes Resultat der Ent-
wicklung des politischen Selbstverständnisses 
und der politischen Aspirationen war hier 
aber die Abkoppelung von Amman, wobei al-
lerdings Einschränkungen gemacht werden 
müssen. Auf der einen Seite bestand zwar 
schon seit der Annexion des Westufers 1950 
durch Jordanien — also lange vor dem 
„schwarzen September" von 1970 — ein gewis-
ses Mißtrauen in der palästinensischen Bevöl-
kerung gegen die haschemitische Dynastie: 
wegen ihrer Rolle im Krieg von 1948 und bei 
den Waffenstillstandsverhandlungen von 1949 
in Rhodos, wegen der politischen Unterprivile-
gierung der Palästinenser im Königreich und 
wegen der das Ostufer bevorzugenden Wirt-
schaftspolitik. Auf der anderen Seite aber 
blieb Transjordanien für die besetzten Gebiete 
das Tor zur arabischen Welt und der jordani-

Gebiete )

23)  Le Monde, 11. 8. 1979.
24) Zur Entwicklung in den besetzten Gebieten und
zum Problem eines kleinpalästinensischen Staates 
vgl. u. a.: Clara Halter, Les Palestiniens du Silence, 
Paris 1974; Fuad Faris, A Palestinian State?, in: ME-
RIP Reports, Nr. 33, 1974; Marius Haas, Husseins 
Königreich, München 1975; Vivian A. Bull, The 
West Bank — Is It Viable?, Lexington 1975; Melvin 
Fried, Israels Besatzungspolitik 1967—1972, Diss. 
Tübingen 1975; Dunia Nahas, La Resistance palesti- 
nienne dans les territoires occups, in: Travaux et 
Jours, Nr. 55, 1975; Jamil Hilal, Class Transforma-
tion in the West Bank and Gaza, in: MERIP Reports, 
Nr. 53,1976; Hussein J. Agha, What State for the Pa- 
lestinians?, in: Journal of Palestine Studies, Nr. 21, 
1976; Brian van Arkadie, Benefits and Burdens: A 
Report on the West Bank and Gaza Strip Economies 
since 1967, New York and Washington 1977; Ri-
chard J. Ward u. a., The Palestine State. A Rational 
Approach, Port Washington 1977; Anne Sinai und 
Allen Pollack (Hrsg.), The Hashemite Kingdom of 
Jordan and the West Bank, New York 1977; Elias H. 
Tuma und Haim Darin-Drabkin, The Economic Case 
for Palestine, London 1978; Mohammed Abu Shil- 
baya, For A Modern Democratic State, in: New Out-
look, Bd. 20/8, 1978; Thomas Parker, Les Maires de la 
Cisjordanie et de Gaza — Leur Politique et Leurs 
Doldances, in: Politique trangre, Bd. 43, 1978.

sehe König ein wichtiger Faktor im lokalen 
Kräftespiel.
Unter den Bedingungen der isrealischen Ok-
kupation entwickelten sich auf dem Westufer 
zunächst zwei politische Grundrichtungen25 ): 
Die Anhänger der einen — insbesondere tra-
ditionelle Notabein — traten für eine Rück-
kehr dieses Gebiets in den Schoß des Hasche-
mitischen Königreichs ein, verbunden mit ei-
ner Verbesserung der Positionen der Palästi-
nenser in diesem Staat, wenn möglich im Rah-
men einer Föderation zweier autonomer Lan-
desteile unter dem Schirm der Krone. Noch 
aus den Kommunalwahlen von 1972 gingen 
die pro-haschemitischen Lokalpolitiker als 
Sieger hervor.
Dagegen entwickelte sich aber das Streben 
nach staatlicher Unabhängigkeit, wobei man 
bis 1973 in erster Linie an eine lokale politi-
sche Führung dieses Staates dachte. Seit dem 
Oktoberkrieg von 1973, insbesondere aber seit 
Herbst 1974, nachdem die arabische Gipfel-
konferenz in Rabat die PLO als die alleinige le-
gitime Repräsentantin aller Palästinenser an-
erkannt und nachdem Arafat vor der UNO ge-
sprochen hatte, wurde das Ziel der Erringung 
der Unabhängigkeit unter der Führung der 
PLO dominierend. Die Kommunalwahlen von 
1976 katapultierten dann eine Mehrheit von 
Anhängern der PLO in die Rathäuser des 
Westufers. Von 205 Bürgermeistern und Stadt-
räten, die in 24 Orten gewählt wurden, konn-
ten 148 als Gefolgsleute der

26

 PLO und der 
Kommunistischen Organisation bezeichnet 
werden ).
Bis zum heutigen Tage ist die Anerkennung 
der PLO als Repräsentantin aller Palästinen-
ser durch die große Mehrheit der Bevölkerung 
unumstritten. So versammelten sich am 1. Ok-
tober 1978 etwa 150 Bürgermeister, Stadträte

25) Zum folgenden vgl. Asher Susser, Hussein and 
the West Bank, in: Sinai und Pollack, a. a. O.; Clinton 
Bailey, Changing Attitudes Toward Jordan in the 
West Bank, in: Middle East Journal, Bd. 32, 1978; 
Ann Lesch, Politicization of the Occupied Palestini- 
ans, in: New Outlook, Bd. 20/8, 1978.
26) Der Spiegel, Nr. 20—21/1976. 



und Vertreter berufsständischer, kultureller 
und religiöser Organisationen und Institutio-
nen des Westufers und des Gaza-Streifens bei 
Jerusalem und verabschiedeten eine Neun- 
Punkte-Erklärung gegen das Abkommen von 
Camp David. Sie forderten darin den vollstän-
digen Rückzug der israelischen Besatzungsar-
mee, die Anerkennung des Selbstbestim-
mungsrechts der Palästinenser und einen un-
abhängigen Palästina-Staat mit Jerusalem als 
Hauptstadt; ferner bekräftigten sie die Aner-
kennung der PLO als einzige legitime Reprä-
sentantin des palästinensischen Volkes. Einer 
Einladung des amerikanischen Sonderbot-
schafters, der die Beschlüsse von Camp David 
erläutern wollte, waren dagegen nur neun 
Notabein gefolgt, und selbst diese betonten, 
daß Camp David keine Basis für eine Lösung 
des Konflikts sein könne27 ).

27) Le Monde, 3. 10. 1978.
28) Le Monde, 6. 10. 1978.
29) Vgl. A. Schölch, Die Universität Bir Zeit — ein 
Zentrum palästinensischer sozio-kultureller Selbst-
behauptung, erscheint in: Orient, Bd. 20/3, 1979.
29) Texte in Journal of Palestina Studies, Nr. 32, 
1979, S. 162 f„ und Nr. 33, 1979, S. 194—196.
29) Le Monde, 14.—15. 10., 16. 11. und 17. 11. 
1979.
30) Zur Entwicklung der palästinensischen Natio-
nalbewegung der letzten Jahre vgl. u. a.: Pierre Ron- 
dot, Die palästinensische Revolutionsbewegung und 
die Nahost-Friedenskonferenz, in: Europa-Archiv, 
Heft 16/1974; Michael Curtis u. a. (Hrsg.), The Pale- 
stinians, New Brunswick 1975; Olivier Poupard, La 
Revolution Palestinienne et Itat Palestinien, in:

Wenige Tage später versammelten sich meh-
rere Hundert Studenten und Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens im Stadion der Uni-
versität Bir Zeit nördlich von Jerusalem, um 
gegen die „Verschwörung" von Camp David zu 
protestieren. Der immer neu wiederholte Slo-
gan lautete: „Nein zur Autonomie, ja zur natio-
nalen Einheit, ja zur PLO!“28 )

Politische Aktivitäten in einer nicht besat-
zungskonformen Richtung sind auf dem West-
ufer allerdings nur in sehr begrenztem Um-
fang möglich. Das zeigt z. B. die Situation der 
eben erwähnten Universität Bir Zeit, die ein 
intellektuelles Zentrum des nationalen Selbst-

verständnisses und des sozio-kulturellen 
Selbstbehauptungswillens der Palästinenser 
in den besetzten Gebieten darstellt. Sie kann 
nur unter großen Schwierigkeiten ihre univer-
sitären Aufgaben erfüllen und wurde erst 
kürzlich wieder von den Militärbehörden für 
längere Zeit geschlossen29 ).
Nichtsdestoweniger sind die politischen und 
gesellschaftlichen Vertreter der Bevölkerung 
der besetzten Gebiete in den letzten Monaten 
noch enger zusammengerückt. In einer Erklä-
rung der Kommunalverwaltungen und der be-
rufsständischen Organisationen vom 26. März 
1979 zur Unterzeichnung des ägyptisch-israe-
lischen Friedensvertrages wurden ebenso wie 
in den Resolutionen einer großen, im Juli 1979 
in Jerusalem abgehaltenen Konferenz zur so-
zialen Lage auf dem Westufer und im 
Gaza-Streifen alle Pläne kategorisch zurück-
gewiesen, die nicht dem Ziel der Etablierung 
eines unabhängigen Staates unter der Füh-
rung der PLO dienten29 “). Nach der Deporta-
tionsverfügung gegen den Bürgermeister von 
Nablus im November 1979 wurde durch 
den Kollektivrücktritt aller Bürgermeister des 
Westufers die Kommunalverwaltung lahmge-
legt. Schon vorher hatte die Militäradministra-
tion erwogen, die im April 1980 anstehenden 
Kommunalwahlen zu verschieben, weil sie un-
ter den gegenwärtigen Bedingungen einen so 
totalen Wahlsieg der PLO-Anhänger befürch-
tet, daß die Autonomiepläne der israelischen 
Regierung mangels „gemäßigter" Partner ge-
genstand 29slos sein würden 6 ).

Die Palestina Liberation Organization (PLO)

Daß die Politik der Palästinensischen Befrei-
ungsorganisation30 ) seit 1967, insbesondere 
aber seit Ende 1973, eine sich verstärkende Re- 

• sonanz auch innerhalb der palästinensisch-
arabischen Bevölkerung Israels und der be-

setzten Gebiete hat e, wurde schon verdeut-
licht. Im Prinzip kann sie sich also als Reprä-
sentantin der Palästinenser verstehen, wenn-
gleich weder alle außerhalb der Grenzen von 
1948 lebenden Palästinenser noch die Gesamt-
heit der Bevölkerung der besetzten Gebiete 
und schon gar nicht die Araber in Israel aus-

Politique trangere, Bd. 40, 1975; Muhammad Y. 
Muslih, Moderates and Rejectionists within the Pa-
lestine Liberation Organization, in: Middle East 
Journal, Bd. 30, 1976; Paul A. Jureidini und William 
E. Hazen, The Palestinian Movement in Politics, Le- 
xington 1976; Walter Hollstein, Kein Frieden um Is-
rael, Bonn 1977; Xavier Baron, Les Palestiniens, Un 
Peuple, Paris 1977; Olivier Carr, Le Mouvement 
National Palestinien, Paris 1977; Moshe Ma'oz, New 
Attitudes of the PLO Regarding Palestine and Isra-
el?, in: Gabriel Ben-Dor (Hrsg.), The Palestinians and 
the Middle East Conflict, Ramat Gan 1978; Abu Ijad, 
Heimat oder Tod. Der Freiheitskampf der Palästi-
nenser, Düsseldorf 1979.



nahms- und bedingungslos hinter der PLO-Po- 
litik stehen.
Als nun in Folgewirkung der Okkupation 
Rest-Palästinas Ende der sechziger Jahre die 
Debatte über die Etablierung eines Palästina- 
Staates an der Seite Israels einsetzte, stand die 
PLO solchen Bestrebungen bis Ende 1973 
schroff ablehnend gegenüber. Sie hielt an dem 
seit 1967 verfolgten Kurs fest, wonach das Ziel 
die Etablierung eines demokratischen und sä-
kularen Staates Palästina in den Grenzen von 
1948 sein sollte, in dem Juden, Christen und 
Muslime gleichberechtigt zusammenleben 
könnten. Der Weg zur Erreichung dieses Ziels 
sollte in erster Linie der bewaffnete Kampf 
sein.
Seit Ende 1973 ließ sich die PLO jedoch auf die 
Diskussion über einen kleinpalästinensischen 
Staat ein, dessen Errichtung als ein erster 
Schritt auf dem Wege zum eigentlichen Ziel 
deklariert wurde. Einen solchen Schritt zu ak-
zeptieren, so wurde Anfang 1974 im offiziellen 
Organ des Exekutivkomitees der PLO argu-
mentiert, sei die einzige Möglichkeit, die is-
raelische Herrschaft über die besetzten Ge-
biete zu beenden, die erneute Machtausübung 
König Husains zu verhindern und die na-
tionale Unabhängigkeit des Westufers und 
des Gaza-Streifens unter Führung der PLO zu 
erreichen. Ein derartiger Teilstaat schaffe eine 
gesicherte Ausgangsbasis für die Durchset-
zung der Forderung nach einem demokrati-
schen Gesamtpalästina31 ). In Verfolgung die-
ser Linie erklärte der Palästinensische Natio-
nalrat32 ) auf seiner 12. Sitzung im Juni 1974 
seine Bereitschaft zur Etablierung einer „unab-
hängigen nationalen Autorität" 

33

in jedem Teil 
des palästinensischen Territoriums, der befreit 
würde ). .

31) Zit. in Haas, a. a. O., S. 429.
32) Der Palästinensische Nationalrat stellt das Par-
lament, das Exekutivkomitee die Regierung dar.
33) Sabri Jiryis, On Political Settlement in the 
Middle East: The Palestinian Dimension, in: Journal 
of Palestine Studies, Nr. 25, 1977, S. 5.

34) Le Monde, 19.3. 1977.
35) Text in: Europa-Archiv, Folge 4/1978, S. D97f
36) Wie in der UN-Resolution 242 blieb auch hier
die Frage des Rückzugs „aus Gebieten“ oder „aus den
Gebieten" umstritten.

In den folgenden drei Jahren war nun eine 
umfangreiche regionale und internationale 
Aktivität zur Erreichung dieses Ziels zu beob-
achten. Endlich schien sich eine Möglichkeit 
der Lösung des Palästinaproblems aufzutun. 
Auch in den Ländern der Europäischen Ge-
meinschaft und in den USA tauchten nun in 
offiziellen Erklärungen Formeln wie „Verwirk-
lichung der legitimen Rechte der Palästinen-
ser" oder gar „Befriedigung ihrer nationalen 
Aspirationen“ auf, denn gemeint war lediglich 
eine „Verwirklichung“ und „Befriedigung“ im 

nicht-israelischen Teil Palästinas. Präsident 
Carter sprach schon bald nach seinem Amts-
antritt von der Notwendigkeit einer Heim-
stätte (homeland} für die Palästinenser, wobei 
an die besetzten Gebiete gedacht war34 ). Der 
Weg zur Realisierung dieser Vorstellungen 
sollte über Genf führen. Das Haupthindernis, 
das den Zusammentritt der Genfer Konferenz 
verhinderte, war jedoch — sowohl vor als auch 
erst recht nach dem Machtwechsel vom Mai 
1977 in Israel — die ungelöste Frage, ob und in 
welcher Form die PLO bzw. die Palästinenser 
an den Beratungen beteiligt werden könn-
ten.
Noch am 1. Oktober 1977, wenige Wochen vor 
der Sadat-Initiative, war es zu einer gemeinsa-
men amerikanisch-sowjetischen Nahost-Er-
klärung gekommen35 , in der die Genfer Kon-
ferenz, die nicht später als im Dezember 1977 
zusammentreten sollte, als einziger Weg zu ei-
ner Lösung des Nahost-Konflikts bezeichnet 
wurde, und zwar unter Teilnahme aller in den 
Konflikt verwickelten Parteien einschließlich 
der Repräsentanten des palästinensischen 
Volkes. Vor allem die Schlüsselprobleme müß-
ten gelöst werden, hieß es in dieser Erklärung 
weiter, darunter der Rückzug der israelischen 
Truppen aus (den) 1967 besetzten Gebieten36 ) 
und die Befriedigung der Rechte des palästi-
nensischen Volkes.
Nach dem amerikanisch-ägyptisch-israeli-
schen Alleingang, insbesondere nach dem aus-
scheiden der Palästinenser und der Sowjet-
union aus dem Verhandlungsprozeß und dem 
notwendig daraus resultierenden Separatfrie-
den, mußte diese gemeinsame Erklärung als 
ein Dokument verpaßter Chancen erscheinen. 
Welche Überlegungen die amerikanische Ad-
ministration veranlaßten, sich so schnell nach 
dieser Erklärung auf einen Seperatfrieden ein-
zulassen, der das Kernproblem der Palästinen-
ser ausklammert, kann hier nicht erörtert wer-
den.. Doch deutet vieles darauf hin, daß die 
Mehrheit der beteiligten Akteure, insbeson-
dere die amerikanische und die ägyptische Re-
gierung (nicht jedoch die israelische), wieder-
anknüpfen möchte an die Entwicklung vor 
dem „Alleingang zu dritt". Nur so ist z. B. die 
Debatte über eine Änderung der UN-Resolu-
tion 242 während der Sommermonate 1979 zu 
verstehen. Auch die PLO hat ihre Bereitschaft, 
die Uhr gleichsam um zwei Jahre zurückzu-



stellen, unmißverständlich zu erkennen gege-
ben.
Es muß in Erinnerung gerufen werden, daß für 
die Entwicklung der politischen Positionen 
der PLO vom Ende des Jahres 1973 bis Ende 
1977 die Tatsache bestimmend war, daß auch 
sie von dem Wunsch der Mehrzahl der arabi-
schen Staaten, insbesondere Ägyptens, Saudi- 
Arabiens, Jordaniens und Syriens, nach einer 
politischen Lösung des Palästina-Konflikts 
nicht unberührt blieb. Mit Blick auf die libane-
sische Tragödie ist dies sogar eine ziemlich 
euphemistische Feststellung. Denn als im liba-
nesischen Bürgerkrieg von 1975/76 eine sozi-
alrevolutionäre Koalition der libanesischen 
Linken und der Palästinenser die Oberhand zu 
gewinnen drohte, war eines der Ziele der mili-
tärischen Intervention Syriens die Domesti-
zierung der Palästinenser. Auch die PLO sollte 
auf den Kurs der politischen Lösung verpflich-
tet werden37 ). Wegen des anfänglichen palä-
stinensischen Widerstandes gegen die syri-
sche Tutel wurde im September 1976 in Da-
maskus die Forderung nach einer Ablösung 
des Vorsitzenden des Exekutivkomitees der 
PLO, Arafat, laut; im November 1976 schlug 
die syrische Parteizeitung Ba th sogar vor, die 
palästinensischen Kampforganisationen von 
der nächsten Sitzung des Palästinensischen 
Nationalrats auszuschließen (was vor allem 
auf die Fatah zielte), weil sie sich im Libanon 
diskreditiert hätten und unfähig seien, über 
eine Beteiligung an der Genfer Konferenz und 
die Etablierung eines kleinpalästinensischen 
Staates zu diskutieren38 ).

40) Le Monde, 9. 4. 1977.
41) Le Monde, 10. 8., 24. 9. und 2.-3.10.1977.
42) Le Monde, 21.5. 1977.
43) Le Monde, 1.—2. 12.1977.

Mit derartigen Drohungen brauchte jedoch 
nicht ernst gemacht werden. Der Palästinensi-
sche Nationalrat stimmte auf seiner 13. Sit-
zung im März 1977 (zur gleichen Zeit, als Car-
ter von der Notwendigkeit einer Heimstätte 
für die Palästinenser sprach) der Errichtung ei-
nes unabhängigen Nationalstaats in einem 
Teil Palästinas zu und erklärte die Bereitschaft 
zur Beteiligung an einer politischen Lösung 
des Palästina-Konflikts. Der bewaffnete Kampf 
sollte also nicht mehr der einzige Weg zur 
Durchsetzung der nationalen Interessen des 
palästinensischen Volkes sein39 ).
Nach diesem Beschluß, am 7. April 1977, 
wurde Arafat dann erstmals offiziell von 
Breschnew in Moskau empfangen, nachdem er 
zuvor schon zehnmal in der Sowjetunion ge-

37) Vgl. A Schölch, Der libanesische Bürgerkrieg, in: 
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/77.
38) Le Monde, 9. 9. und 26. 11. 1976.
39) Jiryis, On Political Settlement, S. 3—7. 

wesen war, ohne daß ihm diese Ehre zuteil ge-
worden wäre40 ). Denn die Sowjetunion, die 
1947/48 maßgeblich an der Etablierung des 
Staates Israel beteiligt war, verfolgt keine Poli-
tik, die auf die Liquidierung Israels zielt. Sie ist 
bereit, zusammen mit den USA im Rahmen ei-
ner Globallösung auch den Bestand Israels zu 
garantieren. Dies wurde in der schon zitierten 
gemeinsamen amerikanisch-sowjetischen Er-
klärung vom 1. Oktober 1977 noch einmal klar 
zum Ausdruck gebracht. Die Garantie beste-
hender Grenzen ist zudem in der UN-Resolu-
tion 242 enthalten, welche Basis der Genfer 
Verhandlungen sein sollte.
Auch die PLO signalisierte schon im Sommer 
und Herbst 1977 mehrfach ihre Bereitschaft, 
die UN-Resolution 242 zu akzeptieren und da-
mit implizit die Existenz Israels anzuerken-
nen, wenn dieses Dokument dahin gehend ge-
ändert würde, daß es anstelle von „Flüchtlin-
gen" vom „palästinensischen Volk“ und seinen 
nationalen Rechten sprechen würde41 )- Selbst 
der Machtwechsel in Israel brachte also die 
skizzierte Entwicklung nicht zu einem abrup-
ten Ende, obwohl die palästinensischen Orga-
nisationen der sog. Ablehnungsfront, die von 
einer politischen Lösung (d. h. von Verhand-
lungen) nichts wissen wollten, ihre Linie voll 
bestätigt sahen, als Begin nach seinem Wahl-
sieg in die besetzten Gebiete eilte und dort 
von „befreitem Boden" sprach42).
Der eigentliche Wettersturz trat erst nach der 
Sadat-Initiative ein. Als der ägyptische Präsi-
dent am 9. November 1977 in Kairo seine Be-
reitschaft erklärte, vor die Knesset zu treten, 
befand sich Arafat unter den ungläubig ap-
plaudierenden Zuhörern. Es dauerte einige 
Zeit, bis er sich faßte. Erst die Konferenz der 
sog. Verweigerungsfront in Tripolis im De-
zember 1977 brachte eine Verhärtung der Po-
sitionen. Vor dem Zusammentritt dieser Kon-
ferenz hatte der PLO-Sprecher Labadi noch er-
klärt: „Wir sind nach wie vor bereit, unseren 
eigenen Staat auf dem Westufer und im Gaza- 
Streifen zu gründen; ... dies bedeutet ganz 
klar, daß wir bereit sind, mit dem Staat Israel 
zu koexistieren und in noch zu definierende 
Beziehungen mit ihm zu treten. Wir sind be-
reit, uns zu diesem Zweck zur Genfer Konfe-
renz zu begeben unter der wohlverstandenen 
Bedingung, daß wir als legitime Repräsentan-
ten des palästinensischen Volkes dorthin gela-
den werden."43 ) Nach dem Gipfel jedoch ver-



kündete Abu Ijad: „Sadat und Begin haben die 
Genfer Konferenz begraben, an der teilzuneh-
men wir bereit waren, und sie sind deshalb 
verantwortlich für unsere neue Verhaltens-
weise." Die wahre Verweigerungsfront sei in 
Kairo, Jerusalem und Washington zu suchen. 
Die drei Regierungen strebten nicht nach ei-
nem dauerhaften Frieden, sondern wollten 
vielmehr eine Kapitulation der Palästinen-
ser44 ).

Das Politische Programm des 14. Palästinensi-
schen Nationalrats vom Januar 197 9 45 ) stellt 
dementsprechend einen gewissen Bruch in 
der Entwicklung der politischen Linie der vier 
Jahre von Ende 1973 bis Ende 1977 dar. In der 
Präambel ist ausdrücklich wieder vom Recht 
des palästinensischen Volkes die Rede, „einen 
demokratischen Staat auf der Gesamtheit un-
seres nationalen Bodens zu errichten" (dies 
sind Formulierungen, die der 13. Nationalrat 
nicht mehr gebraucht hatte), und es wird die 
Notwendigkeit betont, „den bewaffneten 
Kampf fortzusetzen und noch zu verstärken". 
Der zentrale, mehrfach wiederholte Pro-
grammpunkt bleibt allerdings dem Programm 
von 1977 verpflichtet. Er lautet: „Wir halten 
fest an den unveräußerlichen nationalen 
Rechten unseres Volkes auf seine Heimat Pa-
lästina, an seinem Recht auf Rückkehr und auf

Sechs Thesen
Sechs zusammenfassende Thesen lassen sich 
formulieren:
1. Die nunmehr zwölfjährige Okkupation 
Rest-Palästinas, d. h. des Westufers und des 
Gaza-Streifens, hatte einen Wiedervereini-
gungseffekt für die drei palästinensischen Be-
völkerungskomponenten, was ihre Identität, 
ihr politisches Bewußtsein und ihre natio-
nalen Aspirationen anbelangt.
2. Die Aspirationen der Palästina-Araber in Is-
rael und der Bevölkerung der besetzten Ge-
biete bilden (zusammen mit denen der unter-
privilegierten orientalischen Juden) ein explo-
sives Problemgemenge, das einer Konsolidie-
rung der israelischen Gesellschaft im Wege 
steht, schon allein in demographischer Hin-
sicht.
3. Unter den Bedingungen der gegenwärtigen 
israelischen Regierungspolitik gegenüber den 
besetzten Gebieten und den nationalen Aspi-
42) Le Monde, 6. 12. 1977.
45) Englischer Text in Journal of Palestine Studies, 
Nr. 31, 1979, S. 165—169.

Selbstbestimmung auf seinem Boden ohne 
äußere Einmischung sowie an seinem Recht, 
ohne Vorbedingungen seinen unabhängigen 
Staat auf seinem Boden zu errichten." Diese 
Formulierungen lassen nach wie vor die Eta-
blierung eines Staates in einem Teil Palästinas 
zu. Die Politik der letzten Monate macht auch 
deutlich, daß die PLO bereit ist, an den Diskus-
sionsstand von 1977 anzuknüpfen — sofern sie 
Gesprächspartner finden sollte. So erklärte 
der Vertreter des Exekutivkomitees der PLO 
bei einem Kolloquium im September 1979 im 
Parlamentsgebäude in Rom, zu dem ein italie-
nisches Allparteienkomitee eine israelische 
Delegation (darunter Knesset-Mitglied Uri 
Avneri) und eine Delegation der PLO eingela-
den hatte, daß das Endziel nicht mehr der de-
mokratische und laizistische Staat in Gesamt-
palästina, sondern die Etablierung eines unab-
hängigen Staates in den besetzten Gebieten 
sei. Der Vorsitzende und andere Mitglieder 
des Exekutivkomitees der PLO haben zudem 
in vielen Variationen ihre Bereitschaft zur 
Koexistenz mit Israel erklärt und über die Be-
dingungen der gegenseitigen Anerkennung 
gesprochen46 ). Daher überrascht es nicht, daß 
sich nach einer Anfang Oktober 1979 in Israel 
veröffentlichten Umfrage schon 28,6 % der Is-
raelis für Friedensverhandlungen mit der PLO 
aussprachen47 ).

rationen der Palästinenser erscheint eine dau-
erhafte friedliche Lösung des Konflikts als un-
möglich. Es ist zu einem Gemeinplatz der Ta-
gespolitik geworden, daß das Kernproblem 
des Konflikts — das Schicksal der Palästinen-
ser in ihrer Gesamtheit — durch den ägyp-
tisch-israelischen Vertrag einer Lösung noch 
nicht nähergebracht wurde.
4. Die politischen Ziele der PLO können nicht 
als statische, unwandelbare Größe gesehen 
werden, wie dies bis vor kurzem noch weithin 
geschah; sie sind vielmehr im jeweiligen Kon-
text der politischen Entwicklung zu beurtei-
len. Sie sind auch eine Funktion regionaler 
und internationaler Konstellationen sowie der 
Politik bzw. des Drucks der arabischen Regie-
rungen, von denen die PLO finanziell und mili-
tärisch abhängig ist.
5. Sowohl vor der Sadat-Initiative als auch 
wieder in jüngster Zeit hat die PLO ihre Be-

46) Le Monde, 16.—17. 9., 18. 9., 28. 9., 3. 10. und 7.-8. 
10. 1979.
47) Le Monde, 3. 10. 1979. 



reitschaft erklärt, mit Israel zu koexistieren, 
unter bestimmten Bedingungen die Existenz 
des Staates Israel anzuerkennen und an des-
sen Seite einen palästinensischen Staat zu eta-
blieren.
6. Ein dauerhafter Frieden ist weder gegen die 
Palästinenser noch ohne die Sowjetunion 

möglich. Jede Globallösung und damit auch 
die Existenz Israels muß von der Sowjetunion 
mitgarantiert werden, weil ein Teil der arabi-
schen Regierungen und bedeutsame soziale 
Kräfte in den arabischen Ländern eine Hege-
monialstellung der USA im Vorderen Orient 
nicht hinzunehmen bereit sind.



Avner Yaniv: Schwierige Alternativen im arabisch-israelischen Konflikt. Zwi-
schen einer zweiten Teilung und einem dritten Palästina-Staat
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 50/79, S. 3—16
Angesichts der Bemühungen, den Nahost-Konflikt zu lösen, zeichnet sich ein weltweiter 
Trend ab, für die Schaffung eines dritten palästinensischen Staates auf dem ursprünglichen 
Mandatsgebiet einzutreten. Demgegenüber besteht in Israel ein weitgehender Konsens zu-
gunsten einer zweiten Teilung des historischen Mandatsgebietes, der die Schaffung eines 
zusätzlichen Staates diametral entgegensteht. Der Autor geht der Frage nach, welche die-
ser beiden Alternativen als praktische politische Lösung die vernünftigere wäre.
Zu Beginn werden die Hauptargumente für die Alternative „dritter Staat" dargelegt. Im 
zweiten Teil werden dann die Argumente auf der Grundlage der Konzeption der Alterna-
tive „zweite Teilung" auf ihre Stichhaltigkeit hin eingehend überprüft. Das Resultat der 
Analyse lautet, daß ein dritter Staat zwischen Jordanien und Israel nicht lebensfähig wäre 
und nicht zur Beilegung des Konflikts beitragen würde. Er könnte weder das Flüchtlings-
problem lösen, noch würde er die Energieprobleme des Westens oder die Gefahr einer Kol-
lision der Supermächte im Nahen Osten aus der Welt schaffen. Seine einzige Chance läge 
in einer vollständigen Neufestsetzung der Zielvorstellungen der PLO. Wegen der inneren 
Gewaltstruktur und der ideologischen Plattform der PLO erscheint diese Umorientierung 
jedoch höchst unwahrscheinlich. Im historischen Kontext sind die derzeitigen palästinensi-
schen Bestrebungen im Rahmen einer zyklischen Bewegung zu sehen, die seit jeher zwi-
schen den beiden Polen „Panarabismus" und „Palästinazentrismus" pendelt Daher ist die 
„Palästinensische Revolution" keine eigenständige Größe, sondern sie wird unmittelbar be-
einflußt von dem jeweiligen Stand der labilen inter-arabischen Beziehungen.
Auf der Suche nach einer tragfähigen Alternative sollte man versuchen, einen Kompromiß 
zwischen einem „dritten Staat" und einer „zweiten Teilung'' zu finden. So wäre eine Unter-
scheidung zwischen Israels strategischer und politischer Ostgrenze möglich. Während die 
strategische Grenze sich mit der Waffenstillstandslinie nach dem Sechs-Tage-Krieg decken 
sollte, d. h. mit dem Jordanfluß, könnte die politische Grenze möglicherweise mit den Li-
nien vor Juni 1967 übereinstimmen. In der zwischen diesen Linien liegenden Zone könnte 
ein autonomes Gebiet für die Palästinenser errichtet werden, das mit Jordanien konfödera-
tiv verbunden wäre. Dieser Kompromiß wäre keine Ideallösung, erscheint aber als vernünf-
tiger und durchführbarer Vorschlag.

Rolf Tophoven: PLO — Zwischen Terror und Diplomatie
Aus Politik und Zeitgeschichte B 50/79, S. 17—34
Die Palästinensische Befreiungsorganisation PLO kann seit dem letzten Nahostkrieg (Ok-
tober 1973) auf internationaler Ebene einen wachsenden Prestigegewinn verzeichnen. 
Jüngstes Glied in der Kette politischer Anerkennung ist das Bündnis der PLO mit den Re-
volutionären im Iran. Durch die Interdependenz von Nahostkonflikt und westlicher Ölver-
sorgung gewinnt die Allianz zwischen Khomeini und Yassir Arafat gefährliche Brisanz.
Während die PLO sich westeuropäischen und amerikanischen Gesprächspartnern gegen-
über seriös gibt, kommt es in Nahost fast täglich zu Versuchen palästinensischer Komman-
dos, den Terror nach Israel hineinzutragen. Doch der nach dem Sechs-Tage-Krieg als Gue-
rillastrategie konzipierte Kampf der Fedayin hat unter operativen Gesichtspunkten inzwi-
schen allenfalls den „Stellenwert" eines Bomben-Terrorismus erreicht. Auf politischer 
Ebene hat es die PLO nicht vermocht, die auf die Zerstörung Israels abzielenden Artikel in 
der „Palästinensischen Nationalcharta" zu streichen. Dadurch versperrt sich die Palästinen-
sische Dachorganisation vorerst alle Möglichkeiten, von Israel als Verhandlungspartner 
akzeptiert zu werden.
Das Unvermögen der PLO, sich in der Frage der Anerkennung Israels flexibler zu zeigen, 
wird vor allem durch zwei Faktoren bestimmt: einmal setzen die Gegner des ägyptisch-is-
raelischen Friedensabkommens innerhalb der arabischen Welt auf die PLO als Speerspitze 
ihrer aggressiven Kampagne gegen Israel und Ägypten; zum anderen erlauben es die in-
nere Zerrissenheit der PLO, ihre Zersplitterung in ein Establishment um Arafat und seine 
El Fatah sowie die weitgehend vom Irak und Libyen unterstützten Kräfte der sogenannten 
„Ablehnungsfront'' um die extrem linken Kreise eines George Habbash nicht, sich auf eine 
Existenz- und Anerkennungsformel für den Staat Israel zu einigen. Diese innerpalästinen-
sische Konstellation wird im Westen oft falsch eingeschätzt oder gar nicht erst gesehen. 
Hinzu kommt, daß es Yassir Arafat angesichts versteckt vorgetragener, doch permanenter 
Drohungen, das 01 zu politischer Erpressung einzusetzen, leicht fällt, unter westeuropäi-
schen Politikern Ansprechpartner zu finden. Geschickt gesetzte verbale „Konstruktionen" 
betonen außerdem noch die „Friedfertigkeit“ der PLO. Doch die Äußerungen führender 
PLO-Vertreter, auch jene Arafats, gegenüber der arabischen Welt und ihren Medien klin-
gen anders. Hier dominiert eine harte Haltung. Es gibt keine inhaltliche Kluft mehr zwi-
schen den Reden des PLO-Führers und denen von George Habbash. Diese Widersprüch-
lichkeit im Verhalten der PLO-Spitze läßt Skepsis angebracht erscheinen.



Alexander Schölch: Zum Selbstverständnis und zu den politischen Bestrebun-
gen der Palästina-Araber seit 1967
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 50/79, S. 35—45
Der Beitrag geht von der Tatsache aus, daß die entwurzelten Palästinenser Opfer zweiten 
Grades des europäischen Antisemitismus und des deutschen Nationalsozialismus sind und 
daß daher auf Europa und insbesondere auf Deutschland eine Last historischer Mitverant-
wortlichkeit für das Palästina-Problem in seiner Gesamtheit ruht Auf dieser Basis wird 
nach den politischen Aspirationen der Palästina-Araber gefragt. Zunächst wird das gewan-
delte politische Selbstverständnis der Araber in Israel untersucht, sodann die Haltung der 
Palästinenser in den besetzten Gebieten dokumentiert; schließlich wird die Politik der PLO 
beleuchtet.
Allgemein muß festgehalten werden, daß die nunmehr zwölfjährige Okkupation des West-
ufers und des Gaza-Streifens einen Wiedervereinigungseffekt für die drei palästinensi-
schen Bevölkerungskomponenten hatte (Palästina-Araber in Israel, in den besetzten Gebie-
ten und außerhalb des ehemaligen Mandatsgebietes Palästina), was ihre Identität, ihr politi-
sches Bewußtsein und ihre nationale Aspirationen anbelangt. Die Mehrheit der Araber in 
Israel wurde seit 1967 wieder zu selbstbewußten Palästinensern, die auf ihre Rechte als na-
tionale Minderheit pochen. Das Westufer nabelte sich politisch von Jordanien ab; die große 
Mehrheit der Bevölkerung der besetzten Gebiete bekennt sich zur PLO und fordert die Eta-
blierung eines unabhängigen Palästina-Staates auf dem Westufer und im Gaza-Streifen. In-
dem sie sich seit 1974 auf diese „kleinpalästinensische Lösung“ einließen, vollzogen auch 
der Palästinensische Nationalrat und das Exekutivkomitee der PLO einen grundlegenden 
Kurswechsel, der heute die Bereitschaft zu einer auf dem Verhandlungsweg, zu findenden 
Form der Koexistenz mit Israel einschließt. Der Beitrag sagt nichts Neues, wenn er zu dem 
Schluß kommt, daß der so oft beschworene „gerechte und dauerhafte Frieden im Nahen 
Osten" ohne die Mitberücksichtigung der Hoffnungen und Forderungen aller drei palästi-
nensischen Bevölkerungskomponenten nicht erreicht werden kann.


